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Verordnung  
des Rates  

der Konföderation evangelischer Kirchen 
in Niedersachsen  

zur Änderung der Verordnung  
über  

die Pfarrdienstwohnungen 
(Dienstwohnungsvorschriften—KonfDWV) 

vom 11. Oktober 2006 
 
     Auf Grund des § 9 Abs. 5 des Kirchenge-
setzes der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen über die Besoldung 
und Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen 
(Pfarrbesoldungs– und –versorgungsgesetz 
PfBVG) in der Fassung vom 29. August 2001 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 162), zuletzt 
geändert durch das Kirchengesetz der Konfö-
deration evangelischer Kirchen in Niedersach-
sen zur Änderung des Pfarrbesoldungs– und –
versorgungsgesetzes vom 14. April 2004 
(Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 78), erlassen wir 
folgende Ausführungsverordnung:  
 

§ 1 
 
     Die Verordnung des Rates der Konföderati-
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
über die Pfarrdienstwohnungen (Dienst-

wohnungsvorschriften—KonfDWV) vom 28. 
Januar 1997 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 45), 
zuletzt geändert durch die Verordnung des 
Rates der Konföderation evangelischer Kir-
chen in Niedersachsen zur Änderung der  
Verordnung über die Pfarrdienstwohnungen 
(Dienstwohnungsvorschriften—KonfDWV) 
vom 30. Oktober 2003 (Kirchl. Amtsbl. Hanno-
ver S. 120), wird wie folgt geändert:  
 
1.  § 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
     a)  Es wird folgender neuer Satz 2 einge-

fügt: 
          „Die zuständige oberste Behörde kann 

bestimmen, dass an die Stelle der 
Zustimmung eine vorherige Anzeige der 
Anmietung tritt.“ 

 
     b)  Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 
 
2.  § 9 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
     „(1) Die Dienstwohnungsvergütung darf 

den Betrag nicht übersteigen, der sich in 
entsprechender Anwendung der jeweiligen 
Verordnung über die Neufestsetzung der 
höchsten Dienstwohnungsvergütung für die 
Beamten des Landes Niedersachsen 
ergibt.“ 
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3.  § 10 wird wie folgt geändert: 
 
     a)  In der Überschrift wird das Wort „Er-

ziehungsurlaub“ durch das Wort „Eltern-
zeit“ ersetzt.  

 
     b)  In Absatz 1 wird das Wort „Erziehungs-

urlaub“ durch das Wort „Elternzeit“ 
ersetzt.  

 
     c)  In Absatz 2 werden die Wörter „des 

Erziehungsurlaubs“   durch  die  Wör-
ter „der Elternzeit“ ersetzt.  

 
     d)  In Absatz 3 werden die Wörter „des Er-

ziehungsurlaubs“ durch die Wörter „der 
Elternzeit“ und das Wort „Erziehungs-
urlaub“ durch das Wort „Elternzeit“ 
ersetzt.  

 

4.  § 16 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt neu 
gefasst: 

 
     „Dieser richtet sich nach § 28 Abs. 4 der 

Zweiten Berechnungsverordnung (II. BV) in 
der jeweiligen Fassung.“ 

 

5.  § 22 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt neu 
gefasst: 

 
     „Für die Dienstwohnung und das Amtszim-

mer hat der Pfarrer die Betriebskosten 
entsprechend der Betriebskostenverord-
nung (BetrKV) neben der Dienstwohnungs-
vergütung zu tragen.“ 

 

6.  § 23 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt neu 
gefasst: 

 
     „Die Kosten des Betriebes einer zentralen 

Heizungsanlage und einer zentralen Warm-
wasserversorgungsanlage sind in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften über 
die Verbrauchsabhängige Abrechnung der 
Heiz– und Warmwasserkosten gemäß der 
Heizkostenverordnung in der jeweiligen 
Fassung mit der Maßgabe zu verteilen, 
dass 70 vom Hundert der Kosten nach dem 
erfassten Verbrauch der Nutzer zu vertei-
len sind.“ 

 

7.  Anlage 1 zu § 5 wird wie folgt geändert: 
 
     a)  Nummer 3.5 wird wie folgt geändert: 
 
          aa.) An Satz 1 werden die Wörter „und 

ausführlich zu begründen“ angefügt. 

          bb.) Satz 2  wird  wie  folgt  neu ge-
fasst: „Dem Antrag des Pastors 
oder der Pastorin ist in jedem Fall 
eine ausführliche Stellungnahme 
des Dienstwohnungsgebers beizu-
fügen.“ 

 
     b)  Nummer 3.6 wird folgender Satz 2 an 

gefügt: 
 
           „Ist die oberste Behörde nicht die für die 

Aufsicht über den Dienstwohnungsge-
ber zuständige Stelle, so ist diese Stelle 
von dem Abschlag zu unterrichten.“ 

 

8.  Anlage 3 zu § 16 Abs. 1 (Fristenplan für 
Anstriche und Tapezierungen) wird wie 
folgt neu gefasst: 

 

Fristenplan für Anstriche 
und Tapezierungen  

 

Räume                                        Mindestfrist* 
 
a)  Anstriche  
 
     -    Küche, Bad, WC                         4 Jahre 

     -    alle anderen Räume                   6 Jahre 

     -    innerhalb der Wohnung 
bef indl iche Fußböden, 
Fußleisten, Heizkörper, 
Heizrohre und Versorgungs-
le i tungen, Innentüren, 
Treppen, Fenster, Außentü-
ren und Einbau- 

          möbel                                          6 Jahre 
 

b)  Tapezierungen mit Raufaser- 
     tapete                                             12 Jahre 
 

* Schönheitsreparaturen dürfen vor Ablauf der 
Frist nicht, danach nur dann, wenn es notwen-
dig ist, durchgeführt werden. Ausnahmsweise 
kann bei einem Wechsel des Dienstwoh-
nungsinhabers von den o.a. Fristen abgewi-
chen werden. 
 

§ 2 
 
     Diese Verordnung tritt am 01.Januar 2007 
in Kraft. 
 
W o l f e n b ü t t e l, den 11. Oktober 2006 
 

Der Rat der Konföderation 
Evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
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Kirchengesetz 
vom 24. November 2006 

zur Änderung der Kirchenverfassung  
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen  
in Bayern und Nordwestdeutschland)  

vom 9. Juni 1988 
in der Fassung des 10. Änderungsgesetzes  

vom 1. Februar 2003 
(11. Änderung) 

 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland)  hat unter Beachtung der Bestim-
mungen des § 88 der Kirchenverfassung das 
folgende Kirchengesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

 

Artikel I 
 

     In § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

 
„Kann eine Kirchengemeinde mangels verfüg-
barer wählbarer Gemeindeglieder keinen 
Kirchenrat / kein Presbyterium bilden, so ist 
nach § 7 Abs. 3 zu verfahren.“ 

 

Artikel II 
 

     § 11 wird wie folgt geändert:  
 
a)  Abs. 1 Nr. 3 erhält den folgenden Wortlaut: 
 
     „3. den in der Kirchengemeinde tätigen 

Pfarrstelleninhabern oder Pfarrstelleninha-
berinnen bzw. den Vakanzvertretern oder 
den Vakanzvertreterinnen“ 

 
b)  In Abs. 4 Satz 1 wird die Klammerdefinition 

wie folgt geändert: 
 
     „(Ehegatten, Geschwister, Verwandte 

ersten Grades und Verschwägerte) “ 
 

Artikel III 
 

     § 16 Abs 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:  
 

Hinter dem Wort „ Jahre, “ werden die Worte „ 
bei den Gewählten der Wahlen 2012 und 2015 
jeweils einmalig 5 ½ Jahre“ eingefügt. 

 

Artikel IV 
 
     § 37 erhält die folgende Fassung: 

„§ 37 
Zusammensetzung 

 
     (1) In Kirchengemeinden mit 1.000 und 
mehr Gemeindegliedern wird eine Gemeinde-
vertretung gewählt. Die Zahl der Gemeinde-
vertreter oder Gemeindevertreterinnen beträgt 
von 1.000 bis 4.999 Gemeindegliedern 12 und 
5.000 und mehr Gemeindegliedern 18. Aus 
wichtigem Grund kann die Zahl der Gemein-
devertreter oder Gemeindevertreterinnen vom 
Kirchenrat / Presbyterium und der Gemeinde-
vertretung mit Zustimmung des Moderamens 
der Synode anderweitig festgelegt werden.  
 
     (2) In Kirchengemeinden mit weniger als 
1.000 Gemeindegliedern entscheidet die 
Gemeindeversammlung über die Bildung einer 
Gemeindevertretung, die höchstens 10 Ge-
meindevertreter oder Gemeindevertreterinnen 
umfassen darf.“ 
 

Artikel V 
 
     § 54 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
Hinter  dem Wort „ Jahren “ werden die Wor-
te „ im Wahljahr 2012 einmalig auf die Dauer 
von 5 ½ Jahren,“ eingefügt. 
 

Artikel VI 
 
     § 68 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
Hinter  dem Wort „ Jahren “ werden die Wor-
te „ für die Dauer der V. Gesamtsynode ein-
malig auf 5 ½ Jahre,“ eingefügt. 
 

Artikel VII 
 

     § 74 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
 
„8. die laufende Verwaltung der Kirche, sofern 

sie nicht dem Kirchenpräsidenten oder der 
Kirchenpräsidentin übertragen ist, zu 
ordnen und die Verwaltung der Synodalver-
bände, Kirchengemeinden und kirchlichen 
Stiftungen, Einrichtungen und Werke im 
Hinblick auf die Rechtmäßigkeit des Han-
delns und die Erfüllung des Auftrags der 
Kirche zu beobachten, zu beaufsichtigen 
und zu unterstützen, insbesondere 

     a)  die Führung der Gesamtpfarrkasse als 
Sonderkasse im Auftrage der Kirchen-
gemeinden, 

     b)  die Genehmigung der Umwidmung von 
Vermögensteilen zu nicht bestimmungs-
gemäßen Zwecken, 

     c)  die Genehmigung der außerordentli-
chen Nutzung des Vermögens, 
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     d)  die Genehmigung des Abschlusses von 
Darlehensverträgen, 

     e)  die Genehmigung des Erwerbs eines 
Grundstückes, eines Rechts an einem 
Grundstück oder eines grundstücksglei-
chen Rechts sowie die Verfügung 
darüber und der Verpflichtung zum 
Erwerb oder zur Verfügung,  

     f)   die Genehmigung der Annahme von 
Rechten an Grundstücken im Wege der 
Schenkung oder des Erwerbs von 
Todes wegen mit Ausnahme von Grab-
pflegestiftungen, 

     g)  die Genehmigung der Annahme von 
anderen Gegenständen als Grund-
stücksrechten im Wege der Schenkung 
oder des Erwerbs von Todes wegen, 
sofern die Kirchengemeinde hierfür 
Verpflichtungen übernimmt,  

     h)  die Genehmigung der Anlegung, Verän-
derung und Aufhebung von Begräbnis-
plätzen, der Aufstellung oder Änderung 
von Friedhofsordnungen einschließlich 
einer Gebührenordnung sowie der 
Einräumung eines Benutzungsrechts an 
Gräbern über eine übliche Liegezeit 
hinaus,  

     i)   die Genehmigung der Einstellung 
kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterin-
nen gegen Entgelt sowie die Festset-
zung der Höhe des Entgelts, sofern 
dieses die von der Gesamtsynode 
festgesetzte Höhe übersteigt; entspre-
chendes gilt für die Verpflichtung zu 
sonstigen Leistungen über diesen 
Betrag hinaus, sofern die Verpflichtung 
nicht nur auf ein Jahr eingegangen wird 
und es sich nicht um Miete und Pacht-
verträge handelt, 

     j)   die Genehmigung von Verträgen und 
Ordnungen, die von Mustern oder von 
Richtlinien abweichen, die vom Moder-
amen der Gesamtsynode aufgestellt 
sind,  

     k)  die Genehmigung des Abschlusses von 
Vergleichen und Anerkenntnissen sowie 
des Erlasses von Ansprüchen, soweit 
der Betrag die von der Gesamtsynode 
festgesetzte Höhe übersteigt, 

     l)   die Genehmigung der Erhebung von 
Kirchensteuern oder Umlagen sowie der 
Aufstellung und Änderung von Steuer-
ordnungen, 

     m) die Genehmigung des Erlasses von 
Steuerforderungen über den veran-
schlagten Ausfallbetrag hinaus,  

     n)  die Genehmigung von Bauarbeiten, 
soweit sie sich beziehen auf  

          na)   den Abbruch und den Neubau von 
Gebäuden, 

          nb)   bauliche Veränderungen an kirchli-
chen Gebäuden, 

          nc)    Reparaturen im Werte über einen 
von der Gesamtsynode festgesetz-
ten Vom-Hundert-Satz des Frie-
densneubauwertes 1914 des 
betreffenden Gebäudes,  

     o)  die Genehmigung von Arbeiten an 
Orgeln im Werte über einen von der 
Gesamtsynode festgesetzten Betrag, 

     p)  die Genehmigung der Feststellung von 
Haushaltsplänen sowie der Abnahme 
der Jahresrechnungen und deren 
Überschreitungen. 

     q)  die Genehmigung zur Errichtung von 
Anlagen zur Nutzung regenerativer oder 
alternativer Energiequellen.“ 

 
Artikel VIII 

 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Januar 
2007 in Kraft.  
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n 
 
 

Kirchengesetz  
vom 23 November 2006 

zur Übernahme und Ausführung  
des Kirchengesetzes  

über die Kirchenbeamtinnen  
und Kirchenbeamten in der EKD 

(Kirchenbeamtengesetz der  
EKD—KBG.EKD) 

Vom 10. November 2005 
 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 

Artikel I 
Übernahmegesetz 

 
     Das Kirchengesetz über die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten in der Evangeli-
s c h e n  K i r c h e  i n  D e u t s c h l a n d 
(Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD) 
vom 10. November 2005 (ABl. EKD 2005 S. 
551), welches als Anlage beigefügt ist, wird für 
die Evangelisch-reformierte Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) in der jeweils 
gültigen Fassung nach Maßgabe der Bestim-
mungen des Artikels 2 übernommen. 
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Artikel II 
Ausführungsgesetz 

 
§ 1 

(Zu § 4) Dienstherr, oberste Dienstbehörde 
 
     Dienstherr der Kirchenbeamten und Kir-
chenbeamtinnen ist die Evangelisch-
reformierte Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland). Oberste Dienstbehörde ist das 
Moderamen der Gesamtsynode. 
 

§ 2 
(Zu § 7) Ernennung 

 
     Zuständig für die Ernennung der Kirchen-
beamten und Kirchenbeamtinnen ist das 
Moderamen der Gesamtsynode. 
 

§ 3 
(Zu § 35) Unterhalt 

 
     (1) Die Gewährung von Besoldung und 
Versorgung wird durch das Kirchengesetz 
über die Besoldung und Versorgung der 
Amtskräfte im Kirchenbeamtenverhältnis 
(Kirchenbeamtenbesoldungs- und –
versorgungsgesetz –KBVG.EKD) vom 10. 
November 1988 (ABl. EKD 1988 S. 369) mit 
den dazu ergangenen Ausführungsgesetzen, 
Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften in der jeweils geltenden Fassung 
geregelt, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmt. 
 
     (2) Das über § 2 Abs. 1 KBVG.EKD an-
wendbare Gesetz über die Versorgung der 
Beamten und Richter in Bund und Ländern 
(Beamtenversorgungsgesetz) ist in der Evan-
gelisch-reformierten Kirche (Synode evange-
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland) mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass auch bei einer Dienstunfä-
higkeit, die nicht auf einen Dienstunfall beruht, 
bei der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge die Stufe der Besoldungsgruppe 
zugrunde zu legen ist, die der Kirchenbeamte 
oder die Kirchenbeamtin bis zum Eintritt in den 
Ruhestand wegen Erreichens der Altersgren-
ze hätte erreichen  können. 
 
     (3) Für Kirchenbeamte und Kirchenbeam-
tinnen der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) findet § 5 a 
KBVG.EKD –mit Ausnahme des Absatzes 1- 
keine Anwendung. Aufgrund dieser Maßgabe 
werden Zulagen nicht gewährt. 

     (4) Die Kirchenbeamten und Kirchenbeam-
tinnen haben Anspruch auf Beihilfen in Krank-
heits-, Pflege-, Geburts- und Todesfällen und 
auf Jubiläumszuwendungen nach Maßgabe 
der für Beamte und Beamtinnen des Landes 
Niedersachsen geltenden Vorschriften. 
 

§ 4 
(Zu § 87) Rechtsweg und Vorverfahren 

 
     (1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem 
Dienstverhältnis ist der Rechtsweg zu den 
kirchlichen Verwaltungsgerichten gegeben. 
Die Klage ist gegen die Evangelisch-
reformierte Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) zu richten. 
 
     (2) Für das Vorverfahren gilt § 126 Abs. 3 
Beamtenrechtsrahmengesetz (BRRG) ent-
sprechend. Hilft der Kirchenpräsident / die 
Kirchenpräsidentin dem Widerspruch nicht ab, 
entscheidet das Moderamen der Gesamtsyno-
de. 
 

§ 5 
(Zu § 91) Kirchenleitende Organe und Ämter 

 
     (1) Die Rechtsverhältnisse der Mitglieder 
der kirchenleitenden Organe und Ämter 
richten sich nach den Bestimmungen der 
Verfassung der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) 
vom 9. Juni 1988 in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
     (2) Der Kirchenpräsident / die Kirchenpräsi-
dentin und der Vizepräsident / die Vizepräsi-
dentin der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) können 
jederzeit in den Wartestand versetzt werden. 
Sie sind auf ihren Antrag in den Wartestand zu 
versetzen, wenn nach Feststellung des Mo-
deramens der Gesamtsynode zwischen ihnen 
und dem Moderamen der Gesamtsynode 
Meinungsverschiedenheiten grundlegender 
Art bestehen, die eine gedeihliche Zusammen-
arbeit nicht mehr erwarten lassen. 
 

§ 6 
(Zu § 92) Kirchenbeamtenvertretung 

 
     Für die Beteiligung bei der Vorbereitung 
allgemeiner dienstrechtlicher Vorschriften für 
Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen ist in 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
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evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) die beim Kirchen-
amt gebildete Mitarbeitervertretung zuständig. 
 

§ 7 
Anwendung staatlichen Rechts 

 
     (1) Unbeschadet von § 3 werden Besol-
dung und Versorgung in entsprechender 
Anwendung der für die Beamten und Beamtin-
nen des Landes Niedersachsen geltenden 
Rechtsvorschriften gewährt. 
 
     (2) Soweit im Übrigen die Rechtsverhältnis-
se der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtin-
nen kirchenrechtlich nicht geregelt sind, finden 
die für Beamte und Beamtinnen des Landes 
Niedersachsen geltenden Bestimmungen auf 
Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) entsprechende 
Anwendung. 
 
 

§ 8 
Ausnahmen 

 
     Abweichend von den zu erwartenden 
prozentualen Anpassungen der beamtenrecht-
lichen Bezüge im Lande Niedersachsen 
werden die Bezügeanpassungen der Kirchen-
beamten und Kirchenbeamtinnen sowie der 
Versorgungsempfänger und Versorgung-
sempfängerinnen mit Wirkung vom 
01.01.2008 um jeweils ein Prozent reduziert, 
sofern das Moderamen der Gesamtsynode 
durch Kirchenverordnung eine entsprechende 
Regelung zur Reduzierung der Bezüge für 
Pfarrer und Pfarrerinnen nach § 46 b des 
Kirchengesetzes der Konföderation evangeli-
scher Kirchen in Niedersachsen über die 
Pfarrerbesoldung und –versorgung trifft. Diese 
abweichende Regelung ist nur bis zu dem 
Zeitpunkt zulässig, bis das Moderamen der 
Gesamtsynode festgestellt hat, dass Besol-
dung und Versorgung der Kirchenbeamten 
und Kirchenbeamtinnen um fünf Prozentpunk-
te gegenüber den prozentualen Anpassungen 
der Bezüge vergleichbarer Beamter und 
Beamtinnen des Landes Niedersachsen 
zurückgeblieben sind. 
 

§ 9 
Ausführungsbestimmungen 

 
     Das Moderamen der Gesamtsynode wird 
ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu 
erlassen. 

Artikel III 
In-Kraft-Treten 

 
     Dieses Gesetz tritt zu dem vom Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland durch 
Verordnung bestimmten Zeitpunkt in Kraft.  
 
     Gleichzeitig tritt das Kirchenbeamten- und 
Kirchenbeamtinnengesetz der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) vom 22. April 1988 in der Fas-
sung der Neubekanntmachung vom 4. Mai 
2000, zuletzt geändert durch Kirchengesetz 
vom 6. Mai 2004 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
Bd. 18 S. 260), außer Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

Anlage: 
 

Kirchengesetz  
über die 

Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten  
in der Evangelischen Kirche  

in Deutschland 
(Kirchenbeamtengesetz der  

EKD - KBG.EKD)  
 

Vom 10. November 2005 
 
     Die Synode der Evangelischen Kirche in 
Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchen-
konferenz auf Grund des Artikels 
10 Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe a und des 
Artikels 10a Abs. 2 Buchstabe b und c der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland das folgende Kirchengesetz 
beschlossen: 
 
 
Inhaltsübersicht 
 
Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 
 
§     1 Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis 
§     2 Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 
§     3 Funktionsvorbehalt 
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Teil 2 Das Kirchenbeamtenverhältnis 
 
Kapitel 1 Allgemeines 
 
§     4 Dienstherr, oberste Dienstbehörde, 

Dienstvorgesetzte, Vorgesetzte, Dienst-
aufsicht 

§     5 Dienst bei mehreren Rechtsträgern 
§     6 Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 
 
Kapitel 2 Ernennung 
 
§     7 Begründung und Veränderung des 

Kirchenbeamtenverhältnisses 
§     8 Voraussetzungen 
§     9 Wirksamkeit der Ernennung 
§   10 Nichtigkeit der Ernennung 
§   11 Rücknahme der Ernennung 
§   12 Unwirksamkeit der Ernennung, Amts-

handlungen 
§   13 Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 
 
Kapitel 3 Laufbahnen und Amtsbezeichnun-

gen 
 
§   14 Laufbahnbestimmungen 
§   15 Amtsbezeichnungen 
 
Kapitel 4 Personalakten 
 
§   16 Personalaktenführung 
§   17 Einsichts- und Auskunftsrecht 
 
Teil 3 Amt und Rechtsstellung 
 
Kapitel 1 Pflichten 
 
§   18 Grundbestimmung 
§   19 Gelöbnis 
§   20 Beratungs- und Gehorsamspflicht 
§   21 Verantwortlichkeit 
§   22 Beschränkung bei Vornahme von 

Amtshandlungen 
§   23 Verbot der Weiterführung von Dienstge-

schäften 
§   24 Amtsverschwiegenheit 
§   25 Übergabe amtlicher Unterlagen und 

Gegenstände 
§   26 Annahme von Zuwendungen 
§   27 Politische Betätigung und Mandatsbe-

werbung 
§   28 Arbeitszeit 
§   29 Fernbleiben vom Dienst 

§   30 Wohnung und Aufenthalt 
§   31 Mitteilung von strafrechtlichen Verfah-

ren 
§   32 Amtspflichtverletzungen 
§   33 Schadensersatz 
 
Kapitel 2 Rechte 
 
§   34 Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
§   35 Unterhalt 
§   36 Abtretung von Schadensersatzansprü-

chen 
§   37 Schäden bei Ausübung des Dienstes 
§   38 Urlaub 
§   39 Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeits-

schutz, Arbeitsschutz, Schwerbehinder-
tenrecht 

§   40 Dienstzeugnis 
 
Kapitel 3 Personalentwicklung 
 
§   41 Förderung, Fortbildung 
§   42 Beurteilung 
 
Kapitel 4 Nebentätigkeiten 
 
§   43 Grundbestimmung 
§   44 Angeordnete Nebentätigkeiten 
§   45 Haftung aus angeordneter Nebentätig-

keit 
§   46 Einwilligungsbedürftige Nebentätigkei-

ten 
§   47 Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätig-

keiten 
§   48 Rechtsverordnungen über Nebentätig-

keiten 
 
Teil 4 Veränderungen des Kirchenbeamten-

verhältnisses 
 
Kapitel 1 Freistellung (Beurlaubung und 

Teildienst)  
 
§   49 Grundbestimmung 
§   50 Beurlaubung und Teildienst aus familiä-

ren Gründen 
§   51 Beurlaubung und Teildienst aus ande-

ren Gründen 
§   52 Informationspflicht und Benachteili-

gungsverbot 
§   53 Nebentätigkeit während der Freistellung 
§   54 Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlau-

bung 
§   55 Verfahren 
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Kapitel 2 Abordnung, Zuweisung, Versetzung 
und Umwandlung 

 
§   56 Abordnung 
§   57 Zuweisung 
§   58 Versetzung 
§   59 Umwandlung des Kirchenbeamten-

verhältnisses 
 

Kapitel 3 Wartestand 
 
§   60 Voraussetzungen für die Versetzung in 

den Wartestand 
§   61 Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren 
§   62 Verwendung im Wartestand 
§   63 Wiederverwendung 
§   64 Versetzung in den Ruhestand 
§   65 Ende des Wartestandes 
 

Kapitel 4 Ruhestand 
 
§   66 Eintritt in den Ruhestand 
§   67 Ruhestand vor Erreichen der gesetzli-

chen Altersgrenze 
§   68 Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
§   69 Verfahren bei Dienstunfähigkeit 
§   70 Begrenzte Dienstfähigkeit 
§   71 Allgemeine Voraussetzung 
§   72 Verfahren und Rechtsfolgen 
§   73 Wiederverwendung nach Versetzung in 

den Ruhestand 
§   74 Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhält-

nissen auf Probe 
 

Teil 5 Beendigung des Kirchenbeamten-
verhältnisses 

 
§   75 Grundbestimmung 
§   76 Entlassung kraft Gesetzes 
§   77 Entlassung wegen einer Straftat 
§   78 Wirkungen eines Wiederaufnahmever-

fahrens 
§   79 Entlassung ohne Antrag 
§   80 Entlassung auf Verlangen 
§   81 Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Zeit 
§   82 Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Probe 
§   83 Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Widerruf 
§   84 Verfahren und Rechtsfolgen 
§   85 Entfernung aus dem Dienst 

Teil 6 Rechtsschutz und Verfahren 
 
§   86 Allgemeines Beschwerderecht 
§   87 Rechtsweg, Vorverfahren 
§   88 Leistungsbescheid 
§   89 Zustellungen 
 
Teil 7 Sondervorschriften 
 
§   90 Ordinierte Kirchenbeamtinnen und 

Kirchenbeamte 
§   91 Kirchenleitende Organe und Ämter 
§   92 Kirchenbeamtenvertretungen 
 
Teil 8 Übergangs- und Schlussvorschriften 
 
§   93 Zuständigkeiten 
§   94 Bestehende Kirchenbeamtenverhältnis-

se 
§   95 In-Kraft-Treten 
§   96 Außer-Kraft-Treten 
 

Teil 1 Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis 

 
     (1) Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten gründet auf dem Auftrag, den 
die Kirche von ihrem Herrn Jesus Christus 
erhalten hat. Alle in den Dienst der Kirche 
Berufenen wirken an der Erfüllung dieses 
Auftrags mit.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten stehen in einem öffentlich-rechtlichen 
Dienst- und Treueverhältnis (Kirchenbeamten-
verhältnis) . 
 

§ 2 
Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit 

 
     (1) Dieses Kirchengesetz gilt für die Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamten der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, der 
Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse. Es gilt ferner für die Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten der Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechts, über die die Evangelische Kirche 
in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein 
gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht 
führt. 
 
     (2) Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger 
(Dienstherren)  besitzen das Recht, Kir-
chenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu 
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haben (Dienstherrnfähigkeit) , soweit das 
Recht der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen oder der gliedkirchli-
chen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich 
nicht Einschränkungen vorsieht. 
 

§ 3 
Funktionsvorbehalt 

 
     In das Kirchenbeamtenverhältnis soll 
berufen werden, wer überwiegend kirchliche 
Aufsichtsbefugnisse ausüben oder überwie-
gend andere Aufgaben von besonderer kirchli-
cher Verantwortung wahrnehmen soll. 
 

Teil 2 Das Kirchenbeamtenverhältnis 
 

Kapitel 1 Allgemeines 
 

§ 4 
Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvor-

gesetzte, Vorgesetzte, Dienstaufsicht 
 
     (1) Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten sind jeweils die in § 2 Abs. 1 
genannten Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten eines Dienstherrn nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des 
Rechts der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse neben dem Dienstherrn 
auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge 
und Schutz; die Treuepflicht dieser Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten besteht 
auch gegenüber der aufsichtsführenden 
Kirche.  
 
     (2) Die oberste Dienstbehörde der Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamten ist die 
oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen 
Dienstbereich sie ein Amt bekleiden. 
 
     (3) Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die 
für kirchenbeamtenrechtliche Entscheidungen 
über die persönlichen Angelegenheiten der 
ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten zuständig sind. Vorge-
setzte sind diejenigen, die ihnen für ihre 
dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen 
können. 
 
     (4) Die Dienstvorgesetzten und die oberste 
Dienstbehörde üben die Dienstaufsicht nach 
Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der 
Regelungen aus, die die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich treffen. 

§ 5 
Dienst bei mehreren Rechtsträgern 

 
     (1) Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin 
oder einem Kirchenbeamten besetzbare Stelle 
für mehrere Rechtsträger nach § 2 Abs. 1, so 
können die Rechtsträger einvernehmlich 
regeln, wer Dienstherr sein soll. Treffen die 
Rechtsträger keine einvernehmliche Rege-
lung, so ist der Dienstherr derjenige Rechtsträ-
ger, für den überwiegend Aufgaben wahrzu-
nehmen sind. 
 
     (2) Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die 
Rechte der oder des Dienstvorgesetzten im 
Einvernehmen mit den anderen beteiligten 
Rechtsträgern aus. Die beteiligten Rechtsträ-
ger können gemeinsam eine Dienstanweisung 
erlassen; im Übrigen obliegt die Dienstaufsicht 
jedem Rechtsträger für seinen Bereich.  
 
     (3) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein 
Kirchenbeamter im Einverständnis des Dienst-
herrn von einem anderen Rechtsträger nach 
§ 2 Abs. 1 einen besonderen Auftrag, so gilt 
Absatz 2 entsprechend. 
 
     (4) Ergeben sich Meinungsverschiedenhei-
ten zwischen den beteiligten Rechtsträgern 
und unterstehen diese derselben obersten 
Dienstbehörde, so entscheidet diese.  
 

§ 6 
Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses 

 
     (1) Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann 
begründet werden 
1.  auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben 

nach § 3 übernommen werden sollen, 
2.  auf Probe, wenn zur späteren Verwendung 

im Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebens-
zeit eine Probezeit abzuleisten ist, 

3.  auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst 
abzuleisten ist oder vorübergehend Auf-
gaben nach § 3 übernommen werden 
sollen, oder 

4.  auf Zeit, wenn auf Grund besonderer 
kirchenrechtlicher Bestimmungen Aufga-
ben nach § 3 für eine bestimmte Zeit 
übernommen werden sollen.  

 
     (2) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte auf Zeit gelten die Vorschriften über das 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit 
entsprechend, sofern nicht die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz 
bestimmen.  
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     (3) Zur ehrenamtlichen Wahrnehmung von 
Aufgaben nach § 3 kann ein Kirchenbeamten-
verhältnis im Ehrenamt begründet werden. 
Das Nähere zu den Kirchenbeamtenverhält-
nissen im Ehrenamt regeln die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich durch Kirchengesetz. 
 
     (4) Gliedkirchliche Regelungen können die 
Begründung mittelbarer Kirchenbeamtenver-
hältnisse und öffentlich-rechtlicher Ausbil-
dungsverhältnisse vorsehen.  
 
 

Kapitel 2 Ernennung 
 

§ 7 
Begründung und Veränderung des Kirchen-

beamtenverhältnisses 
 
(1) Einer Ernennung bedarf es  
1.  zur Begründung des Kirchenbeamten-

verhältnisses (Einstellung) ,  
2.  zur Umwandlung des Kirchenbeamten-

verhältnisses in ein solches anderer Art,  
3.  zur ersten Verleihung eines Amtes 

(Anstellung) ,  
4.  zur Verleihung eines anderen Amtes mit 

anderer Amtsbezeichnung und mit ande-
rem Endgrundgehalt,  

5.  zur Verleihung eines anderen Amtes mit 
anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel 
der Laufbahngruppe.  

 
(2) Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung 
einer Ernennungsurkunde. Die Urkunde muss 
enthalten: 
1.  bei der Begründung des Kirchenbeamten-

verhältnisses die Worte „unter Berufung in 
das Kirchenbeamtenverhältnis" mit dem die 
Art des Kirchenbeamtenverhältnisses 
bestimmenden   Zusatz   „auf  Lebens-
zeit", „auf Probe", „auf Widerruf", „auf Zeit" 
mit der Angabe der Zeitdauer der Beru-
fung, „im Ehrenamt“,  „im mittelbaren 
Dienstverhältnis“ oder „im öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis“. 

2.  bei der Umwandlung des Kirchenbeamten-
verhältnisses in ein solches anderer Art 
den diese Art bestimmenden Zusatz nach 
Nummer 1, 

3.  bei der Verleihung eines Amtes die Amts-
bezeichnung. 

 
(3) Entspricht die Ernennungsurkunde nicht 
der in Absatz 2 vorgeschriebenen Form, so 
liegt eine Ernennung nicht vor. Fehlt im Falle 

der Begründung eines Kirchenbeamten-
verhältnisses nur der die Art des Kirchen-
beamtenverhältnisses bestimmende Zusatz, 
so gilt das begründete Kirchenbeamten-
verhältnis als ein solches auf Widerruf. 
 

§ 8 
Voraussetzungen 

 
(1) Bewerberinnen und Bewerber sind nach 
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des kirchlichen Dienstes auszuwählen.  
 
(2) In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur 
berufen werden, wer 
1.  Mitglied einer Gliedkirche der Evangeli-

schen Kirche in Deutschland oder einer der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 
Abs. 4 der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland)  ist,  

2.  die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und 
außerhalb des Dienstes so zu verhalten, 
dass das Vertrauen in seine pflichtgemäße 
Amtsführung gewahrt und die Glaub-
würdigkeit der Wahrnehmung des kirchli-
chen Auftrages nicht beeinträchtigt wird, 

3.  die für die Laufbahn vorgeschriebene 
Vorbildung besitzt und die vorgeschriebe-
nen Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,  

4.  das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, 

5.  nicht infolge des körperlichen Zustands 
oder aus gesundheitlichen Gründen bei der 
Erfüllung der Dienstpflichten wesentlich 
beeinträchtigt ist. 

 
     (3) Die oberste Dienstbehörde kann, wenn 
ein dienstliches Interesse besteht und es mit 
der künftigen Amtsstellung vereinbar ist, von 
den Voraussetzungen nach Absatz 2 
Nr. 1, 3 und 4 Befreiung erteilen. Befreiung 
darf nur erteilt werden im Falle des 
1. Absatz 2 Nr. 1, wenn die sich bewerbende 

Person einer Kirche angehört, die mit der   
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer 
Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen 
Zusammenschluss in Kanzel- und Abend-
mahlsgemeinschaft steht, 

2. Absatz 2 Nr. 3, wenn keine geeigneten 
Laufbahnbewerberinnen oder Laufbahnbe-
werber zur Verfügung stehen, die sich 
bewerbende Person die erforderliche 
Befähigung durch Lebens- und Berufser-
fahrung erworben hat und ein besonderes 
dienstliches Interesse an ihrer Einstellung 
besteht. 
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     (4) Auf Lebenszeit kann nur ernannt wer-
den, wer das 27. Lebensjahr vollendet und 
sich während einer Probezeit bewährt hat. 
Von dem Erfordernis der Probezeit kann 
abgesehen werden, wenn dieses im kirchli-
chen Interesse liegt. 
 
     (5) Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf 
Probe ist spätestens nach fünf Jahren in ein 
solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn 
die kirchenbeamtenrechtlichen Voraussetzun-
gen hierfür erfüllt sind. Die Frist verlängert sich 
um die Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge. 
 

§ 9 
Wirksamkeit der Ernennung 

 
     (1) Die Ernennung wird mit dem Tage der 
Aushändigung der Ernennungsurkunde wirk-
sam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich 
ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung 
auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzu-
lässig und insoweit unwirksam. 
 
     (2) Mit der Ernennung erlischt ein privat-
rechtliches Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn. 
 

§ 10 
Nichtigkeit der Ernennung 

 
     (1) Eine Ernennung ist nichtig, wenn sie 
von einer unzuständigen Stelle ausgespro-
chen worden ist. Die Ernennung ist von An-
fang an als wirksam anzusehen, wenn die 
zuständige Stelle sie schriftlich genehmigt. 
 
     (2) Die Ernennung ist auch nichtig, wenn 
sie ohne die kirchengesetzlich vorgeschriebe-
ne Mitwirkung einer anderen Stelle ausgespro-
chen worden ist. Die Ernennung ist von An-
fang an als wirksam anzusehen, wenn die 
andere Stelle sie schriftlich genehmigt.  
 
     (3) Die Ernennung ist ferner nichtig, wenn 
die ernannte Person zum Zeitpunkt der Ernen-
nung 
1.  nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evan-

gelischen Kirche in Deutschland oder einer 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 
Abs. 4 der Grundordnung der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland)  war und eine 
Befreiung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 nicht erteilt 
worden ist, oder 

2.  ganz oder teilweise unter Betreuung nach 
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz-
buches stand.  

     (4) Sobald der Grund für die Nichtigkeit 
bekannt wird, ist dieser der ernannten Person 
mitzuteilen und ihr jede weitere Führung der 
Dienstgeschäfte zu untersagen, bei Nichtigkeit 
nach Absatz 1 oder 2 aber erst, wenn die 
Genehmigung versagt worden ist. 
 

§ 11 
Rücknahme der Ernennung 

 
     (1) Die Ernennung ist zurückzunehmen, 
wenn  
1.  sie durch Zwang, arglistige Täuschung 

oder Bestechung herbeigeführt wurde, 
2.  nicht bekannt war, dass die ernannte 

Person ein Verbrechen oder ein Vergehen 
begangen hatte, das sie für die Berufung in 
das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig 
erscheinen lässt oder 

3.  die ernannte Person im Zeitpunkt der 
Ernennung nicht die Fähigkeit zur Beklei-
dung kirchlicher oder anderer öffentlicher 
Ämter hatte. 

 
     (2) Die Ernennung kann zurückgenommen 
werden, wenn nicht bekannt war, dass die 
ernannte Person in einem rechtlich geordne-
ten Verfahren aus einem kirchlichen oder 
anderen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
entfernt worden war oder ihr die Versorgungs-
bezüge oder die mit der Ordination verliehe-
nen Rechte aberkannt worden waren. 
 
     (3) Die für die Ernennung zuständige Stelle 
kann die Rücknahme nur innerhalb einer Frist 
von sechs Monaten nach Kenntnis des Rück-
nahmegrundes erklären. Vor der Rücknahme 
ist die ernannte Person zu hören. Die Erklä-
rung ist ihr innerhalb der Frist unter Angabe 
der Gründe zuzustellen. 
 

§ 12 
Unwirksamkeit der Ernennung, 

Amtshandlungen 
 
     (1) Die Nichtigkeit und die Rücknahme 
haben zur Folge, dass die Ernennung von 
Anfang an unwirksam ist. Die gezahlten 
Dienstbezüge können belassen werden.  
 
     (2) Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie 
zurückgenommen worden, so sind die bis zu 
der Untersagung (§ 10 Abs. 4)  oder bis zur 
Zustellung der Rücknahmeerklärung 
(§ 11 Abs. 3)  vorgenommenen Amtshandlun-
gen der ernannten Person in gleicher Weise 
gültig, als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder 
ein Kirchenbeamter ausgeführt hätte.  
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§ 13 
Beförderung, Durchlaufen von Ämtern 

 
     (1) Beförderung ist eine Ernennung, durch 
die ein anderes Amt mit höherem Endgrund-
gehalt und anderer Amtsbezeichnung verlie-
hen wird. Einer Beförderung steht es gleich, 
wenn ohne Änderung der Amtsbezeichnung 
ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt 
übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein 
anderes Amt übertragen wird. 
 
     (2) Beförderungen sind nach den Grundsät-
zen des § 8 Abs. 1 vorzunehmen.  
 
     (3) Eine Beförderung ist nicht zulässig 
1.  während der Probezeit, 
2.  vor Ablauf eines Jahres nach der Anstel-

lung, 
3.  vor Ablauf eines Jahres nach der letzten 

Beförderung, es sei denn, dass das bisheri-
ge Amt nicht durchlaufen zu werden 
braucht. 

 
     (4) Ämter, die bei regelmäßiger Gestaltung 
der Laufbahn zu durchlaufen sind, sollen nicht 
übersprungen werden. 
 
     (5) Die oberste Dienstbehörde kann in den 
Fällen des Absatzes 3 Nr. 1 und 2 Ausnahmen 
zulassen, wenn ein Ausgleich für berufliche 
Verzögerungen, die durch die Geburt oder die 
tatsächliche Betreuung oder Pflege eines 
Kindes unter 18 Jahren eintreten würden, 
geschaffen werden soll. Entsprechendes gilt 
für den Ausgleich beruflicher Verzögerungen 
infolge der tatsächlichen Pflege eines nach 
ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonsti-
gen Angehörigen. 
 
     (6) Ein Rechtsanspruch auf Beförderung 
besteht nicht. 
 

Kapitel 3  
Laufbahnen und Amtsbezeichnungen  

 
§ 14 

Laufbahnbestimmungen 
 
     (1) Das Nähere über Laufbahnen, Beförde-
rungsmöglichkeiten, Aus- und Vorbildung, 
Prüfungen und Probezeiten im Sinne des 
Laufbahnrechts können die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch 
Rechtsverordnung je für ihren Bereich regeln. 

     (2) Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht 
getroffen werden, sind die Vorschriften der 
Bundeslaufbahnverordnung in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend anzuwen-
den. 
 

§ 15 
Amtsbezeichnungen 

 
     (1) Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten werden von 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, den 
Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen je für ihren Bereich geregelt. 
 
     (2) Eine Amtsbezeichnung, die herkömm-
lich für ein Amt verwendet wird, das eine 
bestimmte Befähigung voraussetzt und einen 
bestimmten Aufgabenkreis umfasst, darf nur 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
verliehen werden, die ein solches Amt beklei-
den.  
 
     (3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
im Wartestand führen die Amtsbezeichnung 
mit dem Zusatz „im Wartestand“ („i. W.“) , 
solche im Ruhestand mit dem Zusatz „im 
Ruhestand“ („i. R.“) .  
 
     (4) Die oberste Dienstbehörde kann frühe-
ren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
erlauben, die Amtsbezeichnung mit dem 
Zusatz „außer Dienst“ („a. D.“) sowie die im 
Zusammenhang mit dem Amt verliehenen 
Titel zu führen. Die Erlaubnis kann widerrufen 
werden, wenn die frühere Kirchenbeamtin 
oder der frühere Kirchenbeamte sich ihrer als 
nicht würdig erweist. 
 

Kapitel 4  
Personalakten  

 
§ 16 

Personalaktenführung 
 
     (1) Über jede Kirchenbeamtin und jeden 
Kirchenbeamten ist eine Personalakte zu 
führen. Sie ist vertraulich zu behandeln und 
vor unbefugter Einsicht zu schützen. 
 
     (2) Zur Personalakte gehören alle Unterla-
gen, die die Kirchenbeamtin oder den Kirchen-
beamten betreffen, soweit sie mit dem Dienst-
verhältnis in einem unmittelbaren inneren 
Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch 
in Dateien gespeicherte, personenbezogene 
Daten (Personalaktendaten). Unterlagen, die 
besonderen, von der Person und dem Dienst-
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verhältnis sachlich zu trennenden Zwecken 
dienen, insbesondere Prüfungsakten, sind 
nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die 
Personalakte in Grund- und Teilakten geglie-
dert, so ist in die Grundakte ein vollständiges 
Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Ist 
die Führung von Nebenakten erforderlich, ist 
auch dies in der Grundakte zu vermerken. 
 
     (3) Personalaktendaten dürfen nur für 
Zwecke der Personalverwaltung oder Perso-
nalwirtschaft verwendet werden. Soweit in 
diesem Kirchengesetz nichts anderes be-
stimmt ist, richten sich Verarbeitung und 
Nutzung sowie die Übermittlung der Personal-
aktendaten nach dem Kirchengesetz über den 
Datenschutz in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. 
 
     (4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind zu Beschwerden, Behauptungen und 
Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder 
ihnen nachteilig werden können, vor deren 
Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre 
Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen. 
Anonyme Schreiben dürfen nicht in die Perso-
nalakte aufgenommen werden. 
 
     (5) Unterlagen über Beschwerden, Behaup-
tungen und Bewertungen sind, falls sie 
1.  sich als unbegründet oder falsch erwiesen 

haben, mit Zustimmung der Kirchenbeam-
tin oder des Kirchenbeamten unverzüglich 
aus der Personalakte zu entfernen und zu 
vernichten, 

2.  für die Kirchenbeamtin oder den Kirchen-
beamten ungünstig sind oder ihr oder ihm 
nachteilig werden können, auf eigenen 
Antrag nach drei Jahren zu entfernen und 
zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche 
Beurteilungen. 

Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch erneute 
Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder 
durch die Einleitung eines Straf-, Disziplinar- 
oder Lehrbeanstandungsverfahrens unter-
brochen. Stellt sich der erneute Vorwurf als 
unbegründet oder falsch heraus, gilt die Frist 
als nicht unterbrochen. 
 
     (6) Mitteilungen in Strafsachen, soweit sie 
nicht Bestandteil einer Disziplinarakte sind, 
sowie Auskünfte aus dem Bundeszentralregis-
ter sind mit Zustimmung der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten nach drei Jahren zu 
entfernen und zu vernichten. Absatz 5 Satz 2 
und 3 gilt entsprechend. 
 
     (7) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen 

Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich die Fristen nach Absatz 5 Satz 1 Nr. 2 
und Absatz 6 Satz 1 durch Kirchengesetz 
verlängern. 
 

§ 17 
Einsichts- und Auskunftsrecht 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben, auch nach Beendigung des Kirchenbe-
amtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in 
ihre vollständige Personalakte. Dies gilt  
ebenso für die von ihnen beauftragten Ehe-
partnerinnen, Ehepartner, Kinder und Eltern. 
 
     (2) Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu 
gewähren, soweit dienstliche Gründe nicht 
entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterblie-
bene, Erbinnen und Erben, wenn ein berech-
tigtes Interesse glaubhaft gemacht wird, und 
für deren Bevollmächtigte.  
 
     (3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ein Recht auf Einsicht auch in andere 
Schriftstücke, die personenbezogene Daten 
über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis 
verarbeitet oder genutzt werden, soweit 
kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die 
Daten der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten mit Daten Dritter oder mit Daten, die 
nicht personenbezogen sind und deren Kennt-
nis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags 
gefährden könnte, derart verbunden sind, 
dass ihre Trennung nicht oder nur mit unver-
hältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In 
diesem Fall ist den Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten Auskunft zu erteilen. Das 
Recht auf Einsicht in die Ausbildungs- und 
Prüfungsakten regeln die Evangelische Kirche 
in Deutschland, die Gliedkirchen und die 
gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich. 
 
     (4) Die personalaktenführende Stelle 
bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. 
Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenste-
hen, können auf Kosten der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten Kopien gefertigt 
werden. 
 
     (5) Das Recht auf Auskunft steht dem 
Recht auf Einsicht gleich; insoweit gelten die 
Absätze 1 bis 3 entsprechend. 
 
     (6) Kenntnisse, die durch Akteneinsicht 
erlangt sind, unterliegen der Amtsverschwie-
genheit nach § 24. 
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     (7) Die Einsicht in Ermittlungsakten eines 
Disziplinarverfahrens und die Unterrichtung 
über die Erhebung und Speicherung perso-
nenbezogener Daten für diese Akten regelt 
das Disziplinarrecht. 
 

Teil 3 
 Amt und Rechtsstellung 

 
Kapitel 1  
Pflichten 

 
§ 18 

Grundbestimmung 
 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ihren Dienst in Bindung an Schrift und 
Bekenntnis und nach den Ordnungen der 
Kirche auszuüben. Sie haben die ihnen oblie-
genden Pflichten mit voller Hingabe, treu, 
uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen. 
Sie haben sich innerhalb und außerhalb des 
Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen 
in ihre pflichtgemäße Amtsführung gewahrt 
und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung 
des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt 
wird.  
 

§ 19 
Gelöbnis 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben folgendes Gelöbnis abzulegen: 
„Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten 
Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis 
und nach den Ordnungen der Kirche auszu-
üben, die mir obliegenden Pflichten mit voller 
Hingabe, treu, uneigennützig und gewissen-
haft zu erfüllen und mein Leben so zu führen, 
dass das Vertrauen in meine pflichtgemäße 
Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit 
der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages 
nicht beeinträchtigt wird.“ 
 
     (2) Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen 
Ernennung abgelegt werden. 
 

§ 20 
Beratungs- und Gehorsamspflicht 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ihre Vorgesetzten zu beraten und zu 
unterstützen. Sie sind verpflichtet, die von 
diesen erlassenen Anordnungen und allgemei-
nen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht für 
Anordnungen, deren Ausführung erkennbar 
Schrift und Bekenntnis widersprechen würde 

oder erkennbar strafbar oder ordnungswidrig 
ist. Es gilt ferner nicht in Fällen, in denen 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
besonderer gesetzlicher Vorschrift nur dem 
Gesetz unterworfen und an Anordnungen 
nicht gebunden sind. 
 

§ 21 
Verantwortlichkeit 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen 
Handlungen verantwortlich. 
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit 
dienstlicher Anordnungen unverzüglich bei der 
oder dem unmittelbaren Vorgesetzten geltend 
zu machen. Wird die Anordnung aufrechter-
halten, so haben sie sich, wenn ihre Bedenken 
gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen, an 
die nächsthöhere Vorgesetzte oder den 
nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. 
Bestätigt diese oder dieser die Anordnung 
schriftlich, so muss sie ausgeführt werden; 
§ 20 bleibt unberührt. Von der eigenen Verant-
wortung sind die Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten in diesem Fall befreit. 
 
     (3) Verlangt die oder der unmittelbare 
Vorgesetzte die sofortige Ausführung der 
Anordnung mit der Begründung, diese sei 
wegen Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so 
gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend. 
 
     (4) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, 
die von einem der in § 2 Abs. 1 Satz 2 ge-
nannten Dienstherren ernannt sind, genügen 
ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, indem sie 
ihre Bedenken demjenigen Organ vortragen, 
das ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr 
vertritt. 
 

§ 22 
Beschränkung bei Vornahme von  

Amtshandlungen 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen in dienstlichen Angelegenheiten, an 
denen sie selbst oder Angehörige beteiligt 
sind, nicht tätig werden. Dies gilt nicht für 
geistliche Amtshandlungen.  
 
     (2) Angehörige im Sinne dieses Gesetzes 
sind Personen, die nach den Bestimmungen 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes als Angehörige anzusehen sind. 
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§ 23 
Verbot der Weiterführung von  

Dienstgeschäften 
 
     (1) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann einer Kirchenbeam-
tin oder einem Kirchenbeamten aus zwingen-
den dienstlichen Gründen die Führung der 
Dienstgeschäfte ganz oder teilweise verbieten. 
Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf 
von drei Monaten gegen die Kirchenbeamtin 
oder den Kirchenbeamten ein Diszipli-
narverfahren oder ein auf Rücknahme der 
Ernennung oder auf Veränderung des Kir-
chenbeamtenverhältnisses oder Entlassung 
gerichtetes Verfahren eingeleitet worden ist. 
 
     (2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte soll vor Erlass des Verbots gehört wer-
den. 
 

§ 24 
Amtsverschwiegenheit 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben, auch nach Beendigung des Kirchen-
beamtenverhältnisses, über die ihnen bei ihrer 
amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstli-
chen Verkehr oder über Tatsachen, die offen-
kundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. 
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen ohne Einwilligung der obersten Dienst-
behörde, der letzten obersten Dienstbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle über 
Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 1 weder 
vor Gericht noch außergerichtlich aussagen 
oder Erklärungen abgeben. Die Einwilligung 
kann versagt werden, wenn durch die Aussa-
ge besondere kirchliche Interessen gefährdet 
würden. 
 

§ 25 
Übergabe amtlicher Unterlagen und  

Gegenstände 
 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben, auch nach Beendigung des Kirchen-
beamtenverhältnisses, auf Verlangen der oder 
des Dienstvorgesetzten, der oder des letzten 
Dienstvorgesetzten oder der von dieser oder 
diesem bestimmten Stelle amtliche Schriftstü-
cke, Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche 
Vorgänge und Gegenstände mit Bezug zu 
dienstlichen Vorgängen herauszugeben. Die 

gleiche Verpflichtung trifft ihre Hinterbliebe-
nen, Erbinnen und Erben. 
 

§ 26 
Annahme von Zuwendungen 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen, auch nach Beendigung des Kirchen-
beamtenverhältnisses, persönliche Zuwendun-
gen in Bezug auf ihr Amt nur mit Zustimmung 
der obersten Dienstbehörde, der letzten 
obersten Dienstbehörde oder der von ihr 
bestimmten Stelle annehmen. Das Nähere 
können die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse je für ihren Bereich 
regeln. 
 

§ 27 
Politische Betätigung und Mandatsbewerbung 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben bei politischer Betätigung und bei 
Äußerungen zu Fragen des öffentlichen 
Lebens die Mäßigung und Zurückhaltung zu 
üben, welche die Rücksicht auf ihr Amt gebie-
tet.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen eine Vereinigung nicht unterstützen, 
wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem 
Amt treten oder in der Ausübung des Dienstes 
wesentlich behindert werden. 
 
     (3) Die Rechtsfolgen einer Mandatsbewer-
bung und der Ausübung eines Mandats in 
einem Gesetzgebungsorgan oder einem 
kommunalen Vertretungsorgan oder der Wahl 
zur kommunalen Wahlbeamtin oder zum 
kommunalen Wahlbeamten regeln die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und die gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich durch Kirchenge-
setz.  
 

§ 28 
Arbeitszeit 

 
     (1) Die Arbeitszeit regeln die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind verpflichtet, ohne Vergütung über die 
regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun, 
wenn dienstliche Verhältnisse dies erfordern 
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und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle 
beschränkt. Ein Ausgleich von Mehrarbeit 
kann im Rahmen der Bestimmungen nach 
Absatz 1 vorgesehen werden. 
 

§ 29 
Fernbleiben vom Dienst 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen dem Dienst nicht ohne Einwilligung 
fernbleiben, es sei denn, dass sie wegen 
Krankheit oder aus anderen zwingenden 
Gründen daran gehindert sind, ihre Dienst-
pflichten zu erfüllen. Sie haben die Verhinde-
rung unverzüglich anzuzeigen. Die Dienstun-
fähigkeit wegen Krankheit ist auf Verlangen 
nachzuweisen. 
 
     (2) Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kir-
chenbeamte schuldhaft ihrem Dienst fern, so 
verlieren sie für die Dauer der Abwesenheit 
den Anspruch auf Dienstbezüge. Die oberste 
Dienstbehörde stellt den Verlust der Dienstbe-
züge fest und teilt dies der Kirchenbeamtin 
oder dem Kirchenbeamten mit. Die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens wird dadurch nicht 
ausgeschlossen. 
 

§ 30 
Wohnung und Aufenthalt 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie 
in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer 
Dienstgeschäfte nicht beeinträchtigt werden. 
 
     (2) Wenn dienstliche Verhältnisse es 
erfordern, so können sie angewiesen werden, 
ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten 
Entfernung von ihrer Dienststelle zu nehmen 
oder eine Dienstwohnung zu beziehen. 
 
     (3) Wenn dienstliche Verhältnisse es 
dringend erfordern, so können sie angewiesen 
werden, sich während der dienstfreien Zeit so 
in der Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten, 
dass sie leicht erreicht werden können. 
 

§ 31 
Mitteilung von strafrechtlichen Verfahren 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ihrer oder ihrem Dienstvorgesetzten 
mitzuteilen, wenn in einem strafrechtlichen 
Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder 
Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das 
Ergebnis eines solchen Verfahrens anzuzei-
gen und die strafgerichtliche Entscheidung 
vorzulegen. 

§ 32 
Amtspflichtverletzungen 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie inner-
halb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft 
gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen. 
 
     2)  Die Folgen von Amtspflichtverletzungen 
nach Absatz 1 richten sich nach dem Diszipli-
narrecht. 
 

§ 33 
Schadensersatz 

 
     (1) Verletzen Kirchenbeamtinnen oder 
Kirchenbeamte vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig ihnen obliegende Pflichten, so haben sie 
dem Dienstherrn den daraus entstehenden 
Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der 
Dienstherr einem anderen Schadensersatz zu 
leisten hat, weil eine Kirchenbeamtin oder ein 
Kirchenbeamter die Amtspflicht verletzt hat. 
 
     (2) Haben mehrere Kirchenbeamtinnen 
oder Kirchenbeamte den Schaden gemeinsam 
verursacht, so haften sie gesamtschuldne-
risch. 
 
     (3) Die Ansprüche nach Absatz 1 verjähren 
in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem 
der Dienstherr Kenntnis von dem Schaden 
und der Person der oder des Ersatzpflichtigen 
erlangt hat, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis 
in zehn Jahren von der Begehung der Hand-
lung an.  
 
     (4) Leistet die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte dem Dienstherrn Ersatz und 
hat dieser einen Erstattungsanspruch gegen 
einen Dritten, so ist dieser Anspruch an die 
Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten 
abzutreten. 
 

Kapitel 2  
Rechte  

 
§ 34 

Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben ein Recht auf Fürsorge für sich und ihre 
Familie. Sie sind gegen Behinderungen ihres 
Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf 
ihre Person in Schutz zu nehmen. 
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§ 35 
Unterhalt 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben Anspruch auf angemessenen Unterhalt 
für sich und ihre Familie, insbesondere durch 
Gewährung von Besoldung und Versorgung 
sowie von Beihilfen in Krankheits- und Pflege-
fällen. Das Nähere sowie die Erstattung von 
Reise- und Umzugskosten regeln die Evange-
lische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je 
für ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung 
und Versorgung bedarf eines Kirchengeset-
zes.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können, wenn gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur 
insoweit abtreten, als sie der Pfändung unter-
liegen. Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- 
und Zurückbehaltungsrecht gegenüber An-
sprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit 
geltend machen, als sie pfändbar sind. Diese 
Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch 
auf Schadenersatz wegen vorsätzlicher uner-
laubter Handlung besteht. 
 

§ 36 
Abtretung von Schadensersatzansprüchen 

 
     (1) Werden Kirchenbeamtinnen oder 
Kirchenbeamte oder deren Angehörige körper-
lich verletzt oder getötet, so werden Leistun-
gen, zu denen der Dienstherr während einer 
auf der Körperverletzung beruhenden Aufhe-
bung der Dienstfähigkeit oder infolge der 
Körperverletzung oder der Tötung verpflichtet 
ist, nur gewährt, wenn gesetzliche Ansprüche 
gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der 
Körperverletzung oder der Tötung bis zur 
Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um 
Zug abgetreten werden. 
 
     (2) Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche 
dürfen nicht zum Nachteil der berechtigten 
Person geltend gemacht werden. 
 

§ 37 
Schäden bei Ausübung des Dienstes 

 
     (1) Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne 
dass ein Dienstunfall eingetreten ist, Klei-
dungsstücke oder sonstige Gegenstände, die 
üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes 
mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört 
worden oder abhanden gekommen, so kann 
gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche 
Ersatz geleistet werden. 

     (2) Ersatz wird nicht gewährt, wenn der 
Schaden durch ein vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verhalten der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten herbeigeführt 
worden ist.  
 

§ 38 
Urlaub 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten steht jährlich Erholungsurlaub unter Fort-
gewährung der Leistungen des Dienstherrn 
zu. 
 
     (2) Aus besonderen Anlässen kann ihnen 
Sonderurlaub gewährt werden. 
 
     (3) Zur Ausübung des Amtes als Mitglied 
verfassungsmäßiger kirchlicher Organe bedür-
fen sie keines Urlaubs. Müssen sie zur Aus-
übung eines solchen Amtes dem Dienst 
fernbleiben, so haben sie dies der oder dem 
Dienstvorgesetzten vorher anzuzeigen. 
 
     (4) Das Nähere regeln die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich durch Rechtsverordnung. 
 

§ 39 
Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, 

Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht 
 
     Die allgemeinen Vorschriften über Mutter-
schutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, 
Arbeitsschutz und für die Schwerbehinderten 
sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar 
gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen für 
Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte 
entsprechend, soweit nicht die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich andere Regelungen treffen. 
 

§ 40 
Dienstzeugnis 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
haben nach Beendigung des Kirchenbeamten-
verhältnisses, im Übrigen bei Nachweis eines 
berechtigten Interesses, einen Anspruch auf 
Erteilung eines Dienstzeugnisses über die Art 
und Dauer der von ihnen bekleideten Ämter 
durch die letzte Dienstvorgesetzte oder den 
letzten Dienstvorgesetzten. Das Dienstzeugnis 
muss auf Verlangen auch über die ausgeübte 
Tätigkeit und die Leistungen Auskunft geben. 
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Kapitel 3 
Personalentwicklung 

 
§ 41 

Förderung, Fortbildung 
 
     (1) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse sorgen nach Maßgabe 
ihres Rechts für die Förderung und Entwick-
lung der Gaben ihrer Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind nach Maßgabe der jeweils geltenden 
Bestimmungen der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen oder der glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse berechtigt und 
verpflichtet, an Maßnahmen zur Personalent-
wicklung, insbesondere zur Fortbildung, 
teilzunehmen.  
 

§ 42 
Beurteilung 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
werden nach Maßgabe des Rechts der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkir-
chen oder der gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse beurteilt. 
 

Kapitel 4 
Nebentätigkeiten 

 
§ 43 

Grundbestimmung 
 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
dürfen eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Ne-
benbeschäftigung oder ein öffentliches oder 
kirchliches Ehrenamt)  nur übernehmen, wenn 
dies mit ihrem Amt und mit der gewissenhaf-
ten Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist 
und kirchliche Interessen nicht entgegenste-
hen.  
 

§ 44 
Angeordnete Nebentätigkeiten 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind verpflichtet, auf Verlangen der oder des 
Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienst-
behörde eine Nebentätigkeit im kirchlichen 
Interesse auch ohne Vergütung zu überneh-
men, soweit sie die erforderliche Eignung 

dafür besitzen und die Übernahme ihnen 
zugemutet werden kann. 
 
     (2) Mit dem Beginn des Ruhestandes oder 
des Wartestandes oder mit der Beendigung 
des Kirchenbeamtenverhältnisses endet die 
Nebentätigkeit nach Absatz 1, wenn im Einzel-
fall nichts anderes bestimmt wird. 
 
 

§ 45 
Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, 
die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder 
Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorge-
setzten oder ihrer obersten Dienstbehörde 
übernommenen Tätigkeit in einem Leitungs- 
oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person 
haftbar gemacht werden, haben gegen den 
Dienstherrn Anspruch auf Ersatz eines ihnen 
entstandenen Schadens. Ist der Schaden 
vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt 
worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatz-
pflichtig, wenn die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte auf Verlangen einer oder eines 
Vorgesetzten gehandelt hat. 
 
 

§ 46 
Einwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
bedürfen zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
der Einwilligung durch die oberste Dienstbe-
hörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die 
Einwilligung kann bedingt, befristet, widerruf-
lich oder mit Auflagen versehen erteilt werden. 
Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit 
ist unverzüglich anzuzeigen. 
 
     (2) Die Einwilligung ist zu versagen oder zu 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 43 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein 
Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbe-
sondere vor, wenn zu besorgen ist, dass die 
Nebentätigkeit 
1.  nach Art und Umfang die Arbeitskraft der 

Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 
so stark in Anspruch nimmt, dass die 
gewissenhafte Erfüllung der Dienstpflichten 
behindert werden kann, 

2.  die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeam-
ten in einen Widerstreit mit den Dienst-
pflichten bringen kann, 

3.  geeignet ist, dem Ansehen der Kirche und 
der Glaubwürdigkeit ihres Dienstes zu 
schaden. 
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§ 47 
Nichteinwilligungsbedürftige Nebentätigkeiten 
 
     (1) Keiner Einwilligung und keiner Anzeige 
bedürfen folgende Nebentätigkeiten: 
1.  die unentgeltliche Vormundschaft, Betreu-

ung oder Pflegschaft bei Angehörigen, 
2.  eine Testamentsvollstreckung nach dem 

Tod von Angehörigen,  
3.  die Verwaltung eigenen oder der Nutznie-

ßung der Kirchenbeamtin oder des Kir-
chenbeamten unterliegenden Vermögens, 

4.  die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung 
von Berufsinteressen oder anderen Berufs-
verbänden, 

5.  die Übernahme von Ehrenämtern,  
6.  eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstel-

lerische, wissenschaftliche, künstlerische 
oder Vortragstätigkeit,  

7.  eine nur gelegentlich ausgeübte selbststän-
dige Gutachtertätigkeit. 

 
     (2) Keiner Einwilligung, aber einer Anzeige 
bedürfen Nebentätigkeiten nach Ab-
satz 1 Nr. 6 und 7, wenn sie nicht nur gele-
gentlich ausgeübt werden.  
 
     (3) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann aus begründetem 
Anlass verlangen, dass die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte über eine Nebentätig-
keit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über 
deren Art und Umfang, schriftlich Auskunft 
erteilt.  
 
     (4) Die Übernahme oder Fortführung einer 
Nebentätigkeit nach Absatz 1 und 2 ist von der 
obersten Dienstbehörde oder der von ihr 
bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein 
Versagungsgrund nach § 46 Abs. 2 gegeben 
ist. Sofern es zur sachgerechten und gewis-
senhaften Erfüllung der Dienstpflichten erfor-
derlich ist, kann die Nebentätigkeit auch 
bedingt, befristet, widerruflich oder unter 
Auflagen gestattet werden. 
 

§ 48 
Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten 

 
     Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 not-
wendigen Regelungen können die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen 
und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. 
In der Rechtsverordnung kann insbesondere 
bestimmt werden,  

1.  ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme 
durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten 
die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Nr. 1 in 
der Regel als erfüllt gilt, 

2.  ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte mit Dienstbezügen ver-
pflichtet sind, die Vergütungen aus Neben-
tätigkeiten ganz oder teilweise an den 
Dienstherrn abzuführen; 

3.  dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte dem Dienstherrn unverzüglich nach 
Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine 
Abrechnung über die Vergütungen und 
geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten 
vorzulegen haben;  

4.  unter welchen Voraussetzungen Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamte zur Aus-
übung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, 
Personal oder Material des Dienstherrn in 
Anspruch nehmen dürfen und in welcher 
Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.  

 
Teil 4  

Veränderungen des Kirchenbeamtenverhält-
nisses 

 
Kapitel 1 

Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)  
 

§ 49 
Grundbestimmung 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können nach Maßgabe der nachfolgenden 
Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Besol-
dung von der Pflicht zur Dienstleistung ganz 
freigestellt werden (Beurlaubung) . 
 
     (2) Ihnen kann nach Maßgabe der nachfol-
genden Bestimmungen auf ihren Antrag die 
Arbeitszeit bis zur Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit ermäßigt werden (Teildienst) . 
 

§ 50 
Beurlaubung und Teildienst aus  

familiären Gründen 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe sind, 
soweit besondere kirchliche oder dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag 
zu beurlauben, wenn sie 
1.  mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren 

oder 
2.  nach ärztlichem Gutachten pflegebedürfti-

ge sonstige Angehörige 
tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter 
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denselben Voraussetzungen ist Teildienst zu 
bewilligen. 
 
     (2) Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, 
auch wenn sie mehrfach gewährt wird, auch in 
Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 51 
die Dauer von zwölf Jahren nicht überschrei-
ten.  
 

     (3) Die Beurlaubung oder der Teildienst 
nach Absatz 1 sollen auf Antrag widerrufen 
oder abgeändert werden, wenn sie der Kir-
chenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht 
mehr zugemutet werden können und dienstli-
che Gründe nicht entgegenstehen. Wird dem 
Antrag stattgegeben, so muss der Widerruf 
oder die Änderung spätestens sechs Monate 
nach der Antragstellung wirksam werden. 
 

     (4) Während einer Beurlaubung nach 
Absatz 1 sollen die Verbindung zum Dienst 
und der berufliche Wiedereinstieg durch 
geeignete Maßnahmen erleichtert werden. 
 

     (5) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können durch Kirchenge-
setz je für ihren Bereich abweichende Rege-
lungen treffen. 
 

§ 51 
Beurlaubung und Teildienst aus  

anderen Gründen 
 

     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe kön-
nen  
1.  bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren 

oder 
2.  nach Vollendung des 55. Lebensjahres bis 

zum Beginn des Ruhestandes beurlaubt 
werden, soweit kirchliche oder dienstliche 
Interessen nicht entgegenstehen.  

Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung mit 
einer Beurlaubung nach § 50, die Dauer von 
zwölf Jahren nicht überschreiten.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe 
kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden, 
soweit kirchliche oder dienstliche Interessen 
nicht entgegenstehen. Der Teildienst kann der 
Dauer und dem Umfang nach nachträglich 
beschränkt werden, soweit besondere dienstli-
che oder kirchliche Interessen dies erfordern. 

     (3) Die Beurlaubung und der Teildienst 
nach den Absätzen 1 und 2 sollen auf Antrag 
widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie 
der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeam-
ten nicht mehr zugemutet werden können und 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. 
 
     (4) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können durch Kirchenge-
setz je für ihren Bereich Regelungen über den 
Altersteildienst treffen.  
 

§ 52 
Informationspflicht und  
Benachteiligungsverbot 

 
     (1) Wird eine Beurlaubung oder ein Teil-
dienst beantragt, so sind die Kirchenbeamtin-
nen und Kirchenbeamten schriftlich auf die 
sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzu-
weisen. 
 
     (2) Teildienst darf das berufliche Fortkom-
men nicht beeinträchtigen; eine unterschiedli-
che Behandlung von Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten im Teildienst gegenüber 
solchen mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur 
zulässig, wenn zwingende sachliche Gründe 
sie rechtfertigen. 
 

§ 53 
Nebentätigkeit während der Freistellung 

 
     Während einer Beurlaubung oder eines 
Teildienstes dürfen nur solche Nebentätigkei-
ten ausgeübt werden, die dem Zweck der 
Beurlaubung oder des Teildienstes nicht 
zuwiderlaufen. 
 

§ 54 
Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung 

 
     (1) Mit dem Beginn einer Beurlaubung 
verlieren die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten die mit dem ihnen verliehenen Amt 
verbundenen oder persönlich übertragenen 
Aufgaben. Das Dienstverhältnis dauert fort; 
alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt der 
Beurlaubung erworben waren, bleiben ge-
wahrt. Die besoldungs- und versorgungsrecht-
lichen Vorschriften über die Berücksichtigung 
von Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbe-
züge bleiben unberührt. 
 
     (2) Während einer Beurlaubung unterste-
hen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten dem Disziplinarrecht ihres Dienstherrn. 
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     (3) Ein Anspruch auf Leistungen der Kran-
kenfürsorge während der Zeit einer Beurlau-
bung richtet sich nach den Regelungen, die 
die Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich treffen. 
 

§ 55 
Verfahren 

 
     (1) Über eine Beurlaubung oder einen 
Teildienst und die damit verbundenen Rege-
lungen entscheidet die oberste Dienstbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle.  
 
     (2) Die Beurlaubung oder der Teildienst 
beginnen, wenn kein anderer Tag festgesetzt 
wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der 
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die 
Entscheidung mitgeteilt wird. Bei Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamten im Schul- und 
Hochschuldienst sollen der Beginn und das 
Ende einer Freistellung oder eine Änderung 
derselben jeweils auf den Beginn und das 
Ende eines Schulhalbjahres oder eines Se-
mesters festgesetzt werden. 
 
     (3) Ein Antrag auf Verlängerung einer 
Beurlaubung oder eines Teildienstes ist 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
Freistellung zu stellen. 
 
 

Kapitel 2  
Abordnung, Zuweisung, Versetzung und 

Umwandlung 
 

§ 56 
Abordnung 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können, wenn ein dienstliches Bedürfnis 
besteht, ganz oder teilweise zu einer ihrem 
Amt entsprechenden Tätigkeit an eine andere 
Dienststelle abgeordnet werden. 
 
     (2) Aus dienstlichen Gründen können 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte ganz 
oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt 
entsprechenden Tätigkeit abgeordnet werden, 
wenn ihnen die Wahrnehmung der neuen 
Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung oder 
Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei ist 
auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die 
nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundge-
halt entspricht, zulässig. Die Abordnung nach 
den Sätzen 1 und 2 bedarf der Einwilligung 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 

und der obersten Dienstbehörde, wenn sie die 
Dauer von zwei Jahren übersteigt. 
 
     (3) Die Abordnung zu einem anderen 
Dienstherrn bedarf der Einwilligung der Kir-
chenbeamtin oder des Kirchenbeamten und 
der obersten Dienstbehörde. Abweichend von 
Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Einwilli-
gung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbe-
amten zulässig, wenn die neue Tätigkeit 
einem Amt mit demselben Endgrundgehalt 
auch einer gleichwertigen oder anderen 
Laufbahn entspricht und die Abordnung die 
Dauer von zwei Jahren nicht übersteigt. 
 
     (4) Für die Dauer der Abordnung finden die 
Vorschriften des abordnenden Dienstherrn 
weiterhin Anwendung, wenn die beteiligten 
Dienstherren nichts anderes vereinbaren. Zur 
Zahlung der Dienstbezüge ist auch der Dienst-
herr verpflichtet, zu dem die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte abgeordnet ist. 
 

§ 57 
Zuweisung 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können im kirchlichen Interesse mit ihrer 
Einwilligung befristet oder unbefristet einer 
Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes 
zugewiesen werden.  
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise 
in eine privatrechtlich organisierte Einrichtung 
der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird, 
kann auch ohne ihre Zustimmung eine ihrem 
Amt entsprechende Tätigkeit bei dieser Ein-
richtung zugewiesen werden, wenn ein beson-
deres kirchliches Interesse dies erfordert.  
 
     (3) Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten bleibt unberührt. 
Der Einrichtung oder dem Dienstherrn nach 
den Absätzen 1 und 2 können Dienstvorge-
setzten- und Vorgesetztenbefugnisse übertra-
gen werden; ausgenommen sind die Befugnis-
se nach §§ 56 bis 85. 
 
     (4) Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, 
ob die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeam-
te die Planstelle verliert. Im Falle der Zuwei-
sung unter Verlust der Planstelle erfolgt nach 
Beendigung der Zuweisung eine Einweisung 
in eine der früheren entsprechenden Planstel-
le. § 60 Abs. 1 gilt entsprechend. 
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     (5) Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein 
Kirchenbeamter aus einer Zuweisung nach 
den Absätzen 1 oder 2 anderweitig Bezüge, 
so werden diese auf die Besoldung angerech-
net. In  besonderen Fällen kann die oberste 
Dienstbehörde von der Anrechnung ganz oder 
teilweise absehen.  
 
     (6) Die Entscheidungen nach den Absät-
zen 1 bis 5 bedürfen der Einwilligung der 
obersten Dienstbehörde. 
 

§ 58 
Versetzung 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können versetzt werden, wenn sie dies bean-
tragen oder ein dienstliches Interesse besteht. 
Vor einer Versetzung auf Grund eines dienstli-
chen Interesses sind sie zu hören. Eine Ver-
setzung bedarf nicht ihrer Einwilligung, wenn 
das neue Amt 
1.  zum Bereich desselben Dienstherrn gehört 

und 
2.  derselben oder einer gleichwertigen Lauf-

bahn angehört wie das bisherige Amt und 
3.  mit mindestens demselben Endgrundgehalt 

verbunden ist; Stellenzulagen gelten dabei 
nicht als Bestandteile des Grundgehalts. 

 
     (2) Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin 
oder des Kirchenbeamten bei einer Verset-
zung im Bereich desselben Dienstherrn bedarf 
es auch nicht, wenn wegen 
1.  der Auflösung einer kirchlichen Körper-

schaft oder 
2.  einer wesentlichen Änderung des Aufbaus 

oder der Aufgaben einer kirchlichen Kör-
perschaft oder Dienststelle oder bei Zu-
sammenlegungen 

das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. 
Satz 1 gilt auch, wenn das neue Amt einer 
anderen Laufbahn derselben Laufbahngruppe 
angehört als das bisherige Amt oder die 
Versetzung zu einem anderen Dienstherrn 
innerhalb der Zuständigkeit der obersten 
Dienstbehörde erfolgt. Vor der Versetzung 
sind die Beteiligten zu hören. § 60 Abs. 1 
bleibt unberührt. 
 
     (3) Bei einem Wechsel des Dienstherrn in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 wird die 
Versetzung von dem abgebenden im Einver-
ständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn 
und mit Einwilligung der obersten Dienstbe-
hörde verfügt; das Einverständnis ist schriftlich 
zu erklären. In der Versetzungsverfügung ist 
zum Ausdruck zu bringen, dass das Einver-

ständnis vorliegt. Das Kirchenbeamtenverhält-
nis wird mit dem neuen Dienstherrn fortge-
setzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. 
Auf die Rechtsstellung der Versetzten sind die 
im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden 
Vorschriften anzuwenden. 
 
     (4) Besitzen die Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten nicht die Befähigung für die 
andere Laufbahn, so haben sie an Maßnah-
men für den Erwerb der neuen Befähigung 
teilzunehmen. 
 
     (5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für Kirchen-
beamtinnen und Kirchenbeamte, denen noch 
kein Amt verliehen worden ist, entsprechend. 
 

§ 59 
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnis-

ses 
 
     Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter 
kann in ein Pfarrdienstverhältnis umgewandelt 
werden, wenn ein dienstliches Interesse 
besteht. In diesem Fall wird das Kirchenbeam-
tenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis fortge-
setzt. Die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten sind vorher zu hören, wenn sie die 
Umwandlung nicht beantragt haben. 
 

Kapitel 3 
Wartestand 

 
§ 60 

Voraussetzungen für die Versetzung  
in den Wartestand 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit können in den 
Wartestand versetzt werden, wenn kirchliche 
Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, 
in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben we-
sentlich geändert oder mit anderen zusam-
mengelegt werden und die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte weder weiterverwen-
det noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden 
kann.  
 
     (2) Die Versetzung in den Wartestand ist 
nur innerhalb von drei Monaten nach dem In-
Kraft-Treten der Maßnahme nach Absatz 1 
zulässig. 
 
     (3) Das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und der glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse kann vorse-
hen, dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amte auf Lebenszeit oder auf Zeit in den 
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Wartestand versetzt werden können, wenn ein 
gedeihliches Wirken in dem bisherigen Amt 
nicht gewährleistet ist und sie weder weiter-
verwendet noch versetzt werden können. 
 

§ 61 
Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren 

 
     (1) Die Versetzung in den Wartestand wird 
von der obersten Dienstbehörde oder der von 
ihr bestimmten Stelle verfügt. Die Verfügung 
ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbe-
amten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn 
des Wartestandes zurückgenommen werden. 
 
     (2) Der Wartestand beginnt, wenn nicht in 
der Verfügung ein späterer Zeitpunkt bestimmt 
wird, mit dem Ende des Monats, in dem der 
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die 
Versetzung in den Wartestand mitgeteilt wird.  
 
     (3) Das Kirchenbeamtenverhältnis wird 
durch die Versetzung in den Wartestand nicht 
beendet. Die Kirchenbeamtin oder der Kir-
chenbeamte verliert jedoch mit dem Beginn 
des Wartestandes die Planstelle. In den 
Wartestand Versetzte erhalten Wartestands-
bezüge nach Maßgabe der jeweils geltenden 
kirchengesetzlichen Bestimmungen. 
 
     (4) Mit Beginn des Wartestands tritt für 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen 
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche. 
 

§ 62 
Verwendung im Wartestand 

 
     (1) Die oberste Dienstbehörde oder die von 
ihr bestimmte Stelle kann Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamten im Wartestand jederzeit 
einen Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher 
Aufgaben, die ihrer Vorbildung entsprechen, 
erteilen. Die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten sind verpflichtet, diesem Auftrag 
Folge zu leisten. Auf die persönlichen Verhält-
nisse ist in angemessenen Grenzen Rücksicht 
zu nehmen.  
 
     (2) Bleiben sie entgegen der Verpflichtung 
nach Absatz 1 Satz 2 schuldhaft dem Dienst 
fern, so verlieren sie für die Zeit des Fernblei-
bens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus 
diesem Dienst und auf Wartestandsbezüge. 
 
     (3) Werden Kirchenbeamtinnen und Kir-
chenbeamte im Wartestand voll beschäftigt, 
so werden die ihnen aus der Beschäftigung 
zustehenden Bezüge auf die Wartestandsbe-
züge angerechnet. 

§ 63 
Wiederverwendung 

 
     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im 
Wartestand können vor Vollendung des 
63. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst 
berufen werden. Sie sind verpflichtet, einer 
erneuten Berufung zum Dienst Folge zu 
leisten, wenn ihnen Besoldung nach der 
Besoldungsgruppe gewährt wird, aus der sich 
die Wartestandsbezüge errechnen. § 62 Abs. 
1 Satz 3 gilt entsprechend. 
 

§ 64 
Versetzung in den Ruhestand 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Lebenszeit im Wartestand können mit ihrer 
Zustimmung jederzeit in den Ruhestand 
versetzt werden. In den Fällen des § 60 Abs. 1 
können sie mit dem Ablauf des Monats, in 
dem eine dreijährige Wartestandszeit endet, 
auch gegen ihren Willen in den Ruhestand 
versetzt werden. In den Fällen des § 60 Abs. 3 
sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem 
eine dreijährige Wartestandszeit endet, in den 
Ruhestand zu versetzen.  
 
     (2) Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird 
durch einen Auftrag nach § 62 Abs. 1 ge-
hemmt. 
 
     (3) §§ 65 bis 74 bleiben unberührt. 
 

§ 65 
Ende des Wartestandes 

 
Der Wartestand endet 
1.  mit der erneuten Berufung zum Dienst 

(§ 63) , 
2.  mit der Versetzung in den Ruhestand 

(§§ 64, 66 ff)  oder 
3.  mit der Beendigung des Kirchenbeamten-

verhältnisses (§ 75). 
 

Kapitel 4  
Ruhestand 

 
§ 66 

Eintritt in den Ruhestand 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit treten mit dem 
Ende des Monats, in dem sie das 
65. Lebensjahr vollenden, in den Ruhestand. 
Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in 
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Deutschland, der Gliedkirchen und der glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse nichts anderes 
bestimmt, treten Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte im Schul- und Hochschul-
dienst mit Ablauf des Schulhalbjahres oder 
des Semesters, in dem sie das 65. Lebensjahr 
vollenden, in den Ruhestand.  
 
     (2) Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, 
kann die oberste Dienstbehörde den Eintritt in 
den Ruhestand mit Zustimmung der Kirchen-
beamtin oder des Kirchenbeamten für eine 
bestimmte Frist, die jeweils ein Jahr nicht 
übersteigen darf, über den Zeitpunkt nach 
Absatz 1 hinausschieben, längstens bis zum 
Ablauf des Monats – bei Kirchenbeamtinnen 
und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschul-
dienst längstens bis zum Ablauf des Schul-
halbjahres oder des Semesters –, in dem das 
68. Lebensjahr vollendet wird. 
 

§ 67 
Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen 

Altersgrenze 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit können auch 
ohne Nachweis der Dienstunfähigkeit auf 
eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn sie 
1.  das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 
2.  schwerbehindert im Sinne des staatlichen 

Schwerbehindertenrechts sind und das 
60. Lebensjahr vollendet haben. 

 
     Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich durch Rechtsverordnung bestimmen, 
dass einem Antrag nach Nummer 2 nur ent-
sprochen werden darf, wenn sich die Kirchen-
beamtin oder der Kirchenbeamte unwiderruf-
lich verpflichtet, nicht mehr als einen festzule-
genden Höchstbetrag aus Beschäftigungen 
oder Erwerbstätigkeiten hinzuzuverdienen. 
 
     (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können je für ihren Be-
reich durch Kirchengesetz Altersgrenzen 
festsetzen, die von den in Absatz 1 genannten 
Altersgrenzen abweichen. 
 

§ 68 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Lebenszeit oder auf Zeit sind in den Ruhe-

stand zu versetzen, wenn sie in Folge ihres 
körperlichen Zustandes oder aus gesundheitli-
chen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflich-
ten dauernd unfähig (dienstunfähig)  sind. 
Dienstunfähigkeit kann auch dann angenom-
men werden, wenn wegen Krankheit innerhalb 
von sechs Monaten mehr als drei Monate kein 
Dienst geleistet wurde und keine Aussicht 
besteht, dass innerhalb weiterer sechs Monate 
wieder volle Dienstfähigkeit erlangt wird. 
 
     (2) Von einer Versetzung in den Ruhestand 
soll abgesehen werden, wenn ein anderes 
Amt derselben oder einer gleichwertigen 
Laufbahn mit mindestens demselben End-
grundgehalt übertragen werden kann und 
wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte den gesundheitlichen 
Anforderungen des neuen Amtes genügt; zum 
Endgrundgehalt gehören auch Amtszulagen 
und ruhegehaltfähige Stellenzulagen. Zur 
Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand 
kann unter Beibehaltung des Amtes auch eine 
geringerwertige Tätigkeit innerhalb derselben 
Laufbahngruppe übertragen werden, wenn 
eine anderweitige Verwendung nicht möglich 
ist und die Wahrnehmung der neuen Aufga-
ben unter Berücksichtigung der bisherigen 
Tätigkeit zuzumuten ist. 
 

§ 69 
Verfahren bei Dienstunfähigkeit 

 
     (1) Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein 
Kirchenbeamter im Falle des § 68 Abs. 1 die 
Versetzung in den Ruhestand, so wird die 
Dienstunfähigkeit dadurch festgestellt, dass 
die oder der Dienstvorgesetzte die Kirchenbe-
amtin oder den Kirchenbeamten in der Regel 
auf Grund eines ärztlichen, amtsärztlichen 
oder vertrauensärztlichen Gutachtens für 
dauernd unfähig erklärt, die Amtspflichten zu 
erfüllen. Die für die Versetzung in den Ruhe-
stand zuständige Stelle ist an die Erklärung 
nicht gebunden; sie kann auch andere Bewei-
se erheben. 
 
     (2) Beantragt die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte im Falle des § 68 Abs. 1 die 
Versetzung in den Ruhestand nicht, so teilt die 
oder der Dienstvorgesetzte der Kirchenbeam-
tin oder dem Kirchenbeamten oder der Vertre-
tung nach dem Betreuungsgesetz unter 
Angabe der Gründe mit, dass eine Versetzung 
in den Ruhestand beabsichtigt sei. Die Kir-
chenbeamtin oder der Kirchenbeamte oder die 
Vertretung nach dem Betreuungsgesetz 
können innerhalb eines Monats Einwendun-
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gen erheben. Nach Ablauf der Frist entschei-
det die für die Versetzung in den Ruhestand 
zuständige Stelle mit Einwilligung der obersten 
Dienstbehörde über die Versetzung in den 
Ruhestand. Die Kirchenbeamtin oder der 
Kirchenbeamte kann dienstlich verpflichtet 
werden, ein ärztliches, amtsärztliches oder 
vertrauensärztliches Gutachten über die 
Dienstfähigkeit vorzulegen oder sich, falls dies 
für erforderlich gehalten wird, auch ärztlich 
beobachten zu lassen. Entzieht sich die 
Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte trotz 
wiederholter schriftlicher Aufforderung ohne 
hinreichenden Grund der Verpflichtung, sich 
untersuchen oder beobachten zu lassen, so 
kann er oder sie so behandelt werden, als ob 
die Dienstunfähigkeit amtsärztlich festgestellt 
worden wäre.  
 
     (3) In den Fällen des Absatzes 2 werden 
die Dienstbezüge mit dem Ende des Monats, 
in dem die Versetzung in den Ruhestand der 
Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten 
mitgeteilt wird, einbehalten soweit sie das 
Ruhegehalt übersteigen. 
 

§ 70 
Begrenzte Dienstfähigkeit 

 
     (1) Soweit das Recht der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts 
anderes bestimmt, soll von der Versetzung in 
den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
abgesehen werden, wenn die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte unter Beibehaltung 
des Amtes ihre oder seine Dienstpflichten 
noch während mindestens der Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann 
(begrenzte Dienstfähigkeit) .  
 
     (2) Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder 
des Kirchenbeamten ist entsprechend der 
begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen. Mit 
Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des 
Kirchenbeamten ist auch eine eingeschränkte 
Verwendung in einer nicht dem bisherigen 
Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.  
 
     (3) Von einer eingeschränkten Verwendung 
der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten 
nach Absatz 2 soll abgesehen werden, wenn 
nach §  68 Abs. 2 ein anderes Amt oder eine 
geringerwertige Tätigkeit übertragen werden 
kann.  
 
     (4) § 69 Abs. 2, 3 und § 72 gelten entspre-
chend. 

§ 71 
Allgemeine Voraussetzung 

 
     Eintritt und Versetzung in den Ruhestand 
setzen voraus, dass ein Anspruch auf Ruhe-
gehalt nach Maßgabe der jeweils geltenden 
kirchengesetzlichen Bestimmungen gegeben 
ist. 
 

§ 72 
Verfahren und Rechtsfolgen 

 
     (1) Die Versetzung in den Ruhestand wird 
von der für die Ernennung zuständigen Stelle 
verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach 
§ 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand 
durch den abordnenden Dienstherrn im Ein-
vernehmen mit dem aufnehmenden Dienst-
herrn. Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird 
das Einvernehmen mit der Einrichtung oder 
dem Dienstherrn hergestellt. Besteht neben 
einem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit ein 
öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei 
einem anderen Dienstherrn fort, so erfolgt die 
Versetzung in den Ruhestand durch den 
freistellenden Dienstherrn im Einvernehmen 
mit dem Dienstherrn auf Zeit.   
 
     (2) Die Verfügung ist der Kirchenbeamtin 
oder dem Kirchenbeamten zuzustellen. Sie 
kann bis zum Beginn des Ruhestandes zu-
rückgenommen werden. 
 
     (3) Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 
kein Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der Ruhe-
stand, abgesehen von den Fällen der §§ 66 
und 67, mit dem Ende des Monats, in dem die 
Versetzung in den Ruhestand mitgeteilt wird. 
 
     (4) Mit Beginn des Ruhestandes tritt für 
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen 
Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche. 
 
     (5) Mit Beginn des Ruhestandes endet die 
Pflicht der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbe-
amten zur Dienstleistung. Sie erhalten Versor-
gungsbezüge nach den jeweils geltenden 
kirchengesetzlichen Bestimmungen des 
Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt ihnen 
ihre Rechtsstellung erhalten.  
 

§ 73 
Wiederverwendung nach Versetzung in den 

Ruhestand 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
im Ruhestand können vor Vollendung des 
63. Lebensjahres, als Schwerbehinderte im 
Sinne des staatlichen Schwerbehinderten-
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rechts vor Vollendung des 60. Lebensjahres 
jederzeit wieder zum Dienst berufen werden, 
wenn die Gründe für die Versetzung in den 
Ruhestand weggefallen sind; das gleiche gilt 
für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im 
Ruhestand, die nach § 64 in den Ruhestand 
versetzt wurden, wenn die Gründe für die 
Versetzung in den Wartestand weggefallen 
sind. Sie sind verpflichtet, einer erneuten 
Berufung in den Dienst Folge zu leisten, wenn 
ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen 
werden soll und zu erwarten ist, dass sie den 
gesundheitlichen Anforderungen des neuen 
Amtes genügen. Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten kann auch ein Amt ihrer 
früheren Laufbahn mit einer geringerwertigen 
Tätigkeit übertragen werden, wenn eine 
anderweitige Verwendung nicht möglich ist 
und ihnen die Wahrnehmung der neuen 
Aufgabe unter Berücksichtigung ihrer früheren 
Tätigkeit zuzumuten ist. 
 
     (2) Nach Ablauf von fünf Jahren seit dem 
Eintritt in den Ruhestand können Kirchenbe-
amtinnen und Kirchenbeamte, die das 
55. Lebensjahr vollendet haben, nur mit ihrer 
Zustimmung erneut in den Dienst berufen 
werden. 
 

§ 74 
Ruhestand bei Kirchenbeamtenverhältnissen 

auf Probe 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Probe sind in den Ruhestand zu verset-
zen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung 
oder sonstiger Beschädigung, die sie sich 
ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder 
aus Veranlassung des Dienstes zugezogen 
haben, dienstunfähig (§ 68)  geworden sind. 
 
     (2) Sie können in den Ruhestand versetzt 
werden, wenn sie aus anderen Gründen 
dienstunfähig geworden sind. Die Entschei-
dung trifft die oberste Dienstbehörde. 
 
     (3) §§ 68, 69 und 73 finden entsprechende 
Anwendung.  
 

Teil 5  
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses 

 
§ 75 

Grundbestimmung 
 
     Das Kirchenbeamtenverhältnis endet 
außer durch den Tod durch 
1.  Entlassung oder 
2.  Entfernung aus dem Dienst. 

§ 76 
Entlassung kraft Gesetzes 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie 
1.  aus der Kirche austreten, 
2.  den Dienst ohne Zustimmung des Dienst-

herrn aufgeben oder nach Ablauf einer 
Beurlaubung trotz Aufforderung durch den 
Dienstherrn nicht wieder aufnehmen, 

3.  in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder 
Dienstverhältnis zu einem anderen Dienst-
herrn treten, sofern gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist oder die für die 
Ernennung zuständige Stelle keine andere 
Regelung trifft, 

4.  nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und 
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung 
und Sakramentsverwaltung verloren ha-
ben, soweit die Ordination Voraussetzung 
für ihr bisheriges Amt war. 

 
     (2) Die für die Ernennung zuständige Stelle 
entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 vorliegen, und stellt den Tag 
der Beendigung des Kirchenbeamtenverhält-
nisses fest. 
 
     (3) Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, 
wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte mit Einwilligung der obersten Dienstbe-
hörde im unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem Kirchenaustritt Mitglied einer Kirche wird, 
die mit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchli-
chen  Zusammenschluss in Kanzel- und 
Abendmahlsgemeinschaft steht. 
 

§ 77 
Entlassung wegen einer Straftat 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind nach Maßgabe des Absatzes 2 kraft 
Gesetzes entlassen, wenn sie in einem or-
dentlichen Strafverfahren durch Urteil eines 
deutschen Gerichts wegen einer vorsätzlichen 
Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens 
einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden 
sind. 
 
     (2) Die Entlassung aus dem Dienst wird 
rechtswirksam einen Monat nach amtlicher 
Kenntnis der einleitenden Stelle von der 
Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils, 
spätestens einen Monat nach Zugang der 
amtlichen Mitteilung bei der einleitenden 
Stelle, wenn nicht die einleitende Stelle nach 
den Bestimmungen des Disziplinarrechts vor 
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Ablauf dieser Frist aus kirchlichem Interesse 
ein Disziplinarverfahren eingeleitet hat oder 
die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten 
Disziplinarverfahrens beantragt oder beschlos-
sen worden ist. Es besteht kein Anspruch auf 
Einleitung oder Fortsetzung eines Disziplinar-
verfahrens. 
 
     (3) Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet 
oder fortgesetzt, so tritt die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte mit der Einleitung 
oder Fortsetzung dieses Verfahrens in den 
Wartestand, soweit sie oder er sich nicht 
bereits auf Grund anderer Regelungen im 
Warte- oder Ruhestand befindet. 
 

§ 78 
Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens 

 
     (1) Wird eine Entscheidung, durch die die 
Entlassung aus dem Dienst nach § 77 bewirkt 
worden ist, in einem strafgerichtlichen Wieder-
aufnahmeverfahren rechtskräftig durch eine 
Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen 
nicht hat, so gilt das Kirchenbeamtenverhältnis 
als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin 
oder der Kirchenbeamte wird, sofern die 
Altersgrenze noch nicht erreicht ist und zumin-
dest begrenzte Dienstfähigkeit vorliegt, nach 
Möglichkeit entsprechend der früheren Tätig-
keit verwendet. Bis zur Einweisung in eine 
Stelle werden die bisherigen Dienstbezüge 
gezahlt. 
 
     (2) Ist auf Grund des im Wiederaufnahme-
verfahrens festgestellten Sachverhalts ein 
Disziplinarverfahren eingeleitet worden, so 
verliert die Kirchenbeamtin oder der Kirchen-
beamte den Anspruch auf Dienstbezüge nach 
Absatz 1, wenn auf Entfernung aus dem 
Dienst erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des 
Disziplinarurteils können die Ansprüche nicht 
geltend gemacht werden. 
 
     (3) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbe-
amte muss sich auf die ihr oder ihm nach 
Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein 
anderes Arbeitseinkommen oder einen Unter-
haltsbeitrag anrechnen lassen; hierüber ist 
Auskunft zu geben. 
 

§ 79 
Entlassung ohne Antrag 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
sind zu entlassen, wenn sie  
1.  sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 

abzulegen, 

2.  bei Eintritt der Dienstunfähigkeit keinen 
Anspruch auf Ruhegehalt haben,  

3.  sich einer anderen Kirche oder Religions-
gemeinschaft anschließen, die nicht mit der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, einer 
Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zu-
sammenschluss in Kanzel- und Abend-
mahlsgemeinschaft steht. 

 
     (2) Die Entlassung nach Absatz 1 
Nr. 1 und 3 wird mit der Zustellung der Entlas-
sungsverfügung wirksam. Die Entlassung 
nach Absatz 1 Nr. 2 wird mit Ablauf des 
Monats, der auf den Monat folgt, in dem die 
Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin 
oder dem Kirchenbeamten zugestellt worden 
ist, wirksam. 
 

§ 80 
Entlassung auf Verlangen 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können jederzeit ihre Entlassung verlangen. 
Das Verlangen muss dem Dienstherrn schrift-
lich erklärt werden. Die Erklärung kann zu-
rückgenommen werden, solange die Entlas-
sungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem 
Kirchenbeamten noch nicht zugegangen ist. 
 
     (2) Die Entlassung ist für den beantragten 
Zeitpunkt auszusprechen. Mit Rücksicht auf 
dienstliche Belange kann sie längstens bis 
drei Monate - bei Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamten im Schul- und Hochschul-
dienst längstens bis zum Ablauf des Schul-
halbjahres oder des Semesters  - hinausge-
schoben werden. 
 
     (3) Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchen-
beamten kann mit der Entlassung die Möglich-
keit eingeräumt werden, in das Kirchenbeam-
tenverhältnis zurückzukehren. Sie kann befris-
tet werden und setzt voraus, dass im Zeitpunkt 
der Rückkehr die für die Übertragung eines 
Amtes erforderlichen persönlichen Vorausset-
zungen gegeben sind. Das Nähere regeln die   
Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich. 
 

§ 81 
Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Zeit 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Zeit sind kraft Gesetzes entlassen, wenn 
sie nach Ablauf ihrer Amtszeit weder für eine 
weitere Amtszeit berufen werden noch in den 
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Ruhestand eintreten oder wenn das bisherige 
Kirchenbeamtenverhältnis nicht in ein solches 
anderer Art umgewandelt wird. 
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Zeit können im Einvernehmen mit dem 
freistellenden Dienstherrn vorzeitig entlassen 
werden, wenn die oberste Dienstbehörde des 
Dienstherrn auf Zeit feststellt, dass die Vor-
aussetzungen einer Versetzung in den War-
testand nach § 60 vorliegen. 
 

§ 82 
Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Probe 
 
     (1) Erreichen Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte auf Probe die Altersgrenze 
nach § 66 Abs. 1, so sind sie mit dem Ende 
des Monats, in den dieser Zeitpunkt fällt, 
entlassen. 
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Probe sind, soweit nicht durch Rechtsvor-
schrift der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt 
ist, zu entlassen, wenn  
1.  sie sich in der Probezeit nicht bewähren; 
2.  sie eine Amtspflichtverletzung begehen, 

für die eine Maßnahme unzureichend ist, 
auf die durch Disziplinarverfügung erkannt 
werden kann, 

3.  sie dienstunfähig sind und nicht in den 
Ruhestand versetzt werden. 

 
     (3) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Probe können entlassen werden, wenn 
kirchliche Körperschaften oder Dienststellen 
aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufga-
ben wesentlich geändert oder mit anderen 
zusammengelegt werden und die Kirchenbe-
amtinnen und der Kirchenbeamten auf Probe 
weder weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 
versetzt werden können.  
 
     (4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 
3 und des Absatzes 3 ist eine Frist einzuhal-
ten, und zwar bei einer Beschäftigungszeit von 
1.  bis zu drei Monaten zwei Wochen zum 

Monatsschluss, 
2.  mehr als drei Monaten ein Monat zum 

Monatsschluss, 
3.  mindestens einem Jahr sechs Wochen 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 
Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbro-
chener Tätigkeit im Kirchenbeamtenverhältnis 

auf Probe im Bereich derselben obersten 
Dienstbehörde. 
 

§ 83 
Entlassung aus dem Kirchenbeamten-

verhältnis auf Widerruf 
 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
auf Widerruf können jederzeit entlassen 
werden. § 82 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
     (2) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeam-
ten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst soll 
Gelegenheit gegeben werden, den Vorberei-
tungsdienst abzuleisten und die für ihre Lauf-
bahn vorgeschriebene Prüfung abzulegen. Mit 
der Ablegung der Prüfung endet das Kirchen-
beamtenverhältnis, soweit nichts anderes 
bestimmt ist. 
 

§ 84 
Verfahren und Rechtsfolgen 

 
     (1) Die Entlassung wird von der für die 
Ernennung zuständigen Stelle verfügt, in den 
Fällen der §§ 76 und  77 der Zeitpunkt der 
Entlassung kraft Gesetzes mitgeteilt. Soweit 
nichts anderes bestimmt ist, wird sie mit der 
Zustellung der Verfügung wirksam. 
 
     (2) Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch 
Entlassung beendet worden, haben die frühe-
ren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten 
keinen Anspruch mehr auf Besoldung, Versor-
gung oder sonstige Leistungen, soweit nicht 
die Evangelischen Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammen-
schlüsse je für ihren Bereich gesetzlich etwas 
anderes  bestimmt haben. Wird die Entlas-
sung im Laufe eines Kalendermonats wirk-
sam, so kann ihnen die für den Entlassungs-
monat gezahlte Besoldung oder Versorgung 
belassen werden.   
 
     (3) Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, 
befristet oder unter Auflagen als laufende oder 
als Einmalzahlung gewährt werden. Die Amts- 
oder Dienstbezeichnung und die im Zusam-
menhang mit dem Amt oder Dienst verliehe-
nen Titel dürfen nur weitergeführt werden, 
wenn die Erlaubnis nach § 15 Abs. 4 hierzu 
erteilt worden ist. 
 

§ 85 
Entfernung aus dem Dienst 

 
     Die Entfernung aus dem Dienst wird durch 
das Disziplinarrecht geregelt. 
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Teil 6 
Rechtsschutz und Verfahren 

 

§ 86 
Allgemeines Beschwerderecht 

 
     (1) Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
können Anträge und Beschwerden vorbringen. 
Dabei haben sie den Dienstweg einzuhalten. 
Der Beschwerdeweg steht ihnen bis zur 
obersten Dienstbehörde offen. 
 
     (2) Richtet sich die Beschwerde gegen die 
unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelba-
ren Vorgesetzten, so kann sie bei dem nächst-
höheren Vorgesetzten unmittelbar eingelegt 
werden. 
 
     (3) Die Beschwerde hat keine aufschieben-
de Wirkung. 
 

§ 87 
Rechtsweg, Vorverfahren 

 
     (1) Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem 
Dienstverhältnis ist nach Maßgabe des in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland, den 
Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen jeweils geltenden Rechts der 
Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsge-
richten eröffnet.  
 
     (2) Die Evangelische Kirche in Deutsch-
land, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse regeln je für ihren Be-
reich, ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein 
Vorverfahren erforderlich ist. 
 
     (3) Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen eine Abordnung, Zuweisung, Verset-
zung oder Versetzung in den Wartestand 
haben keine aufschiebende Wirkung.  
 

§ 88 
Leistungsbescheid 

 
     Die Evangelische Kirche in Deutschland, 
die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusam-
menschlüssen können nach Maßgabe ihres 
Rechts Ansprüche aus Kirchenbeamten-
verhältnissen durch Leistungsbescheid gel-
tend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch 
durch Erhebung einer Klage zu verfolgen, 
bleibt unberührt 

§ 89 
Zustellungen 

 
     (1) Soweit das Recht der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts 
anderes bestimmt, kann die Zustellung von 
Schriftstücken, die nach diesem Gesetz oder 
nach anderen kirchlichen Bestimmungen 
zuzustellen sind, geschehen 
1.  bei der Zustellung durch die Behörde durch 

Übergabe an die Empfängerin oder den 
Empfänger gegen Empfangsbestätigung; 
wird die Annahme des Schriftstückes oder 
die Unterschrift unter die Empfangsbestäti-
gung verweigert, so gilt das Schriftstück im 
Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt, 
wenn eine Niederschrift über den Vorgang 
zu den Akten gebracht ist, 

2.  bei der Zustellung durch die Post durch 
eingeschriebenen Brief mit Rückschein 
oder durch Postzustellung mit Zustellungs-
urkunde, oder 

3.  durch Bekanntgabe im Kirchlichen Amts-
blatt des jeweiligen Dienstherrn oder der 
aufsichtsführenden Kirche, wenn der 
Aufenthalt der Empfängerin oder des 
Empfängers nicht zu ermitteln ist. 

 
     (2) Soweit das Recht der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts 
anderes bestimmt, kann sich auf die Verlet-
zung von Formvorschriften bei der Zustellung 
nicht berufen, wer das zuzustellende Schrift-
stück nachweislich auf andere Weise erhalten 
hat. Dies gilt nicht, wenn mit der Zustellung 
eine Frist für die Erhebung einer Klage be-
ginnt. 
 

Teil 7 
Sondervorschriften 

 
§ 90 

Ordinierte Kirchenbeamtinnen und 
Kirchenbeamte 

 
     Die allgemeinen Vorschriften des Pfarr-
dienstrechts über die Ordination gelten für 
Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis 
unmittelbar. Im Übrigen gelten für Ordinierte 
im Kirchenbeamtenverhältnis diejenigen 
Vorschriften des Pfarrdienstrechts entspre-
chend, durch die nähere Regelungen über die 
Wahrnehmung von Auftrag und Recht zur 
öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakra-
mentsverwaltung sowie über Beschränkungen 
in der Ausübung dieses Auftrages und Rechts 
getroffen werden. 
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§ 91 
Kirchenleitende Organe und Ämter 

 
     (1) Für die Mitglieder kirchenleitender 
Organe sowie für Inhaberinnen und Inhaber 
kirchenleitender Ämter, die in einem Kirchen-
beamtenverhältnis stehen, können die Evan-
gelische Kirche in Deutschland, die Gliedkir-
chen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
je für ihren Bereich durch Kirchengesetz 
abweichende Regelungen treffen. 
 
     (2) Das Recht der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, der Gliedkirchen und glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse bestimmt für 
den jeweiligen Bereich, wer Mitglied eines 
kirchenleitenden Organs ist und wer ein 
kirchenleitendes Amt innehat. 
 

§ 92 
Kirchenbeamtenvertretungen 

 
     Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrecht-
licher Vorschriften sind nach Maßgabe des 
jeweils geltenden Rechts der Evangelischen 
Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und 
der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse 
Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenbeam-
tenschaft zu beteiligen. Zu diesem Zweck 
können Kirchenbeamtenvertretungen gebildet 
werden. Das Nähere regeln die Evangelische 
Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und 
die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für 
ihren Bereich. 
 

Teil 8  
Übergangs- und Schlussvorschriften 

 
§ 93 

Zuständigkeiten 
 
     (1) Soweit in diesem Kirchengesetz keine 
andere Zuständigkeit bestimmt ist, ist die 
jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehör-
de zuständig. Die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse können die in 
diesem Kirchengesetz bestimmten Zuständig-
keiten je für ihren Bereich in anderer Weise 
regeln. 
 
     (2) Unbeschadet der in diesem Kirchenge-
setz geregelten Zuständigkeiten können die 
Evangelische Kirche in Deutschland, die 
Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusam-
menschlüsse je für ihren Bereich bestimmen, 
dass bestimmte Maßnahmen und Entschei-

dungen nur mit Zustimmung der aufsichtsfüh-
renden Kirche nach § 2 Abs. 1 getroffen 
werden dürfen.  
 

§ 94 
Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse 

 
     (1) Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes 
erhalten die Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten den Rechtsstand nach diesem 
Kirchengesetz. 
 
     (2) Erworbene Rechte bleiben unberührt. 
Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in 
Deutschland, die Gliedkirchen und die glied-
kirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren 
Bereich. 
 

§95 
In-Kraft-Treten 

 
     (1) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung 
für die Evangelische Kirche in Deutschland am 
1. Januar 2006 in Kraft.  
 
     (2) Gleichzeitig tritt das Gesetz über die 
Amtskräfte im Kirchenbeamtenverhältnis vom 
6. November 1997 (ABl. EKD S. 501), geän-
dert durch Kirchengesetz vom 7. November 
2002 (ABl.EKD S. 390)  außer Kraft. Soweit in 
weitergeltenden Bestimmungen auf nach 
Satz 1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen 
ist, treten die Vorschriften dieses Kirchenge-
setzes an deren Stelle.  
 
     (3) Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung 
für die Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre 
Zustimmung erklärt haben. Für die Vereinigte 
Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands 
und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem 
die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche 
Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. 
Den Zeitpunkt, zu dem dieses Kirchengesetz 
in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland durch Verord-
nung. 
 

§ 96 
Außer-Kraft-Treten 

 
     Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen 
Zusammenschlüsse können dieses Kirchen-
gesetz jederzeit je für ihren Bereich außer 
Kraft setzen. Für die Gliedkirchen der Verei-
nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands kann das Außer-Kraft-Setzen 
nur durch die Vereinigte Evangelisch-
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Lutherische Kirche Deutschlands erklärt 
werden. Gliedkirchen der früheren Evangeli-
schen Kirche der Union, die diesem Gesetz 
zugestimmt haben, können das Außer-Kraft-
Setzen nur gemeinsam erklären. Der Rat der 
Evangelischen Kirche in Deutschland stellt 
durch Verordnung fest, dass und zu welchem 
Zeitpunkt, das Kirchengesetz jeweils außer 
Kraft getreten ist. 
 

Kirchengesetz 
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Kirchengesetzes  
über die Rechtsverhältnisse der Beamten 

und Angestellten  
in der Ev.-ref. Kirche in  
Nordwestdeutschland  

vom 23. April 1976 
 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird:  
 
     Das Kirchengesetz über die Rechtsverhält-
nisse der Beamten und Angestellten der Ev.-
ref. Kirche in Nordwestdeutschland vom 23. 
April 1976 (Gesetz-und Verordnungsbl. Bd. 14 
S. 203) wird wie folgt geändert: 

 
Artikel I 

 
1.  Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Kirchengesetz  
vom 23. April 1976 

über die Rechtsverhältnisse der Angestellten  
in der Evangelisch-reformierten Kirche  

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in  
Bayern und Nordwestdeutschland) 

In der Fassung vom 23. November 2006“ 
 
2.  § 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„Die Angestellten der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nord-
westdeutschland) werden vom Moderamen 
der Gesamtsynode nach Maßgabe des 
Stellenplans eingestellt.“ 

 
3.  Die §§ 3 bis 5 werden die §§ 2 bis 4. 
 
4.  § 2 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 

„(1) Die Dienstvertragsordnung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland (DVO.
EKD) vom 19. Dezember 1989  in der  
jeweils  geltenden Fassung – mit Ausnah-
me der §§ 10, 11a, 12b und 13 – gilt für die 
Angestellten der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter 

Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land) sinngemäß, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. 
Es gilt der Vergütungsgruppenplan zum 
Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT). § 
25 des BAT mit Anlage gilt entsprechend. 
Soweit dieser für Berufsgruppen des 
kirchlichen Dienstes keine Tätigkeitsmerk-
male enthält, richtet sich die Eingruppie-
rung nach dem Vergütungsgruppenplan 
der Evangelischen Kirche in Deutschland.“ 
 

5.  In § 2 wird der folgende neue Abs. 2 einge-
fügt: 

 
„(2) Die Richtlinie des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland über die 
Anforderung der privatrechtlichen berufli-
chen Mitarbeit in der EKD und des Diakoni-
schen Werkes der EKD vom 1. Juli 2005 
gilt für die Angestellten der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode der Evange-
lisch-reformierter Kirchen in Bayern und 
Nordwestdeutschland).“ 
 
Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden zu 
den Absätzen 3 und 4. 

 
6.  In § 3 wird der Abs. 2 gestrichen. 
 

Artikel II 
 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01.01.2007 
in Kraft.  
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n  
 

Kirchengesetz  
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Kirchengesetzes  
über die Anteile der Kirchengemeinden  

und der Synodalverbände an der  
Landeskirchensteuer 
(Zuweisungsordnung) 

vom 27. November 1976 
in der Fassung vom 28. April 2006 

 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 
     Das Kirchengesetz über die Anteile der 
Kirchengemeinden und Synodalverbände an 
der Landeskirchensteuer (Zuweisungs-
ordnung) vom 27. November 1976 in der 
Fassung vom 28. April 2006 (Gesetz- und 
Verordnungsbl. Bd. 18 S. 408) wird wie folgt 
geändert: 
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Artikel I 
 
1.) In § 2 werden die Ziffer 4. und der anschlie-

ßende Unterabsatz gestrichen. 
 
2.) § 4 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
     „(2) Erträge aus Anlagen zur Nutzung 

regenerativer oder alternativer Energie-
quellen (z.B. Photovoltaikanlagen, Block-
heizkraftwerke) werden erst nach Amorti-
sierung der Investitionskosten angerech-
net. Fallen laufende Unterhaltungskosten 
für die Anlagen an, werden bei der Berech-
nung der Nettoeinkünfte  für  weitere  
Aufwendungen und Rückstellungen zusätz-
lich 25 % der Nettoerträge in Abzug ge-
bracht.“ 

 
3.) In § 4 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 
 
     „(3) Bei der Berechnung der Nettoeinkünfte 

werden bei Bruttomieteinkünften für weitere 
Aufwendungen und Rückstellungen 25 % 
in Abzug gebracht.“ 

 
4.) In § 4 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 
 
     „(4) Die Rückstellungen sind im Haushalt 

nachzuweisen.“ 
 
5.) § 5 wird gestrichen. 
 
6.) Es wird folgender neuer § 5 eingefügt: 
 

„§ 5 
Aussetzung der Zahlung 

 
Der Berechnung des Finanzausgleiches für 
das dem Berechnungszeitpunkt nachfol-
gende Haushaltsjahr wird die Jahresrech-
nung des dem Berechnungszeitpunkt 
vorausgehenden Haushaltsjahres zugrun-
de gelegt. Liegt die Jahresrechnung nicht 
vor, wird die Berechnung der Zuweisung 
bis zur Vorlage der Jahresrechnung unter-
brochen und die Zahlung des Finanzaus-
gleiches ausgesetzt.“ 

 
Artikel II 

 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Mai 2007 
in Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Kirchengesetz  
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Kirchengesetzes  
vom 25. April 1997 

über die Ordnung für das  
Diakonische Werk 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen  

in Bayern und Nordwestdeutschland)  
(Diakoniegesetz) 

in der Fassung vom 25. November 2004 
 
 

     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 
     Das Kirchengesetz vom 25. April 1997 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 17 S. 91) 
über die Ordnung für das Diakonische Werk 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) (Diakoniegesetz) 
in der Fassung vom 25. November 2004 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 18 S. 329), 
wird wie folgt geändert: 
 
 

Artikel I 
 
 
     In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird folgender neuer 
Buchstabe d) eingefügt: 

 
     „d) die in der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) 
geltende Richtlinie des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland über die Anforde-
rung der privatrechtlichen beruflichen Mitarbeit 
in der EKD und des Diakonischen Werkes der 
EKD vom 1. Juli 2005 als für sich verbindlich 
angenommen haben,“ 
 
     Die bisherigen Buchstaben d) bis f) werden 
die Buchstaben e) bis g).  
 
 

Artikel II 
 
 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01.01.2007 
in Kraft. 
 

     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
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Kirchengesetz 
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der Frauenarbeit 

in der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Nordwestdeutschland)  
vom 18. November 1993 

in der Fassung vom 25. April 1997 
 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 
 
     Das Kirchengesetz über die Ordnung der 
Frauenarbeit in der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland)  
vom 18. November 1993 in der Fassung vom 
25. April 1988 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
Bd. 17 S. 97)  wird wie folgt geändert: 
 

§ 1 
 
     § 3 wird wie folgt geändert: 
 
§ 3 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 
„ Weiterhin werden von der Frauenarbeitsge-
meinschaft Vertreterinnen in die Frauenkonfe-
renz der Gesamtkirche gewählt.“ 
 
     Es wird folgender neuer Absatz 4 einge-
fügt: 
 
„(4) Die Zahl der von der Frauenarbeitsge-
meinschaft des jeweiligen Synodalverbandes 
zu wählenden Vertreterinnen in die Frauen-
konferenz der Gesamtkirche wird durch das 
Moderamen der Gesamtsynode durch Kir-
chenverordnung festgesetzt. Die Festsetzung 
erfolgt rechtzeitig vor Beginn der Amtszeit 
einer Gesamtsynode. Bei der Festsetzung hat 
das Moderamen der Gesamtsynode die Zahl 
der in einem Synodalverband lebenden Ge-
meindeglieder ins Verhältnis zur Gesamtzahl 
der Kirchenmitglieder zu setzen. Diese Ver-
hältniszahl bestimmt den Anteil der Vertrete-
rinnen eines Synodalverbandes an der Ge-
samtzahl der zu wählenden Vertreterinnen der 
Frauenkonferenz.“ 
 
     Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die 
Absätze 5 bis 7. 
 

§ 2 
 
     § 4 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„(1)    Die Frauenkonferenz der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-

reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland)  besteht aus den gemäß § 3 
Abs. 3 und 4 gewählten Vertreterinnen der 
Frauenarbeitsgemeinschaften der Synodalver-
bände und den hauptamtlichen Beauftragten 
für die Frauenarbeit in den Synodalverbänden 
und in der Gesamtkirche sowie den Mitglie-
dern des Ausschusses für Frauenarbeit der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland). Die Gesamtzahl 
der in die Frauenkonferenz zu wählenden 
Vertreterinnen wird rechtzeitig vor Beginn der 
Legislaturperiode einer Gesamtsynode vom 
Moderamen der Gesamtsynode im Einverneh-
men mit dem Ausschuss für Frauenarbeit 
festgesetzt. Sie wird jeweils zu Beginn der 
Wahlperiode der Gesamtsynode gebildet und 
bleibt bis zur Bildung einer neuen Frauenkon-
ferenz im Amt.“ 
 

§ 3 
 
     Dieses Kirchengesetz tritt am 01. Dezem-
ber 2006 in Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

Kirchengesetz 
vom 23. November 2006  

über die Zustimmung 
zu dem Vertrag zur Änderung  

des Vertrages  
über die Bildung einer Konföderation  

evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
 
     Die Gesamtsynode hat das folgende 
Kirchengesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird:  
 

§ 1 
 
     Dem Vertrag der Kirchen der Konföderati-
on evangelischer Kirchen in Niedersachsen 
zur Änderung des Vertrages über die Bildung 
einer Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen vom 7./16./30. Dezember 
1970, 7./11. Januar 1971 (Kirchl. Amtsbl. 
Hannover1971, S. 7) zuletzt geändert durch 
den Vertrag vom 7. Oktober 2005 (Kirchl. 
Amtsbl. Hannover S. 250), welcher in der 
Anlage zu diesem Kirchengesetz beigefügt ist, 
wird zugestimmt.  
 

§ 2 
 
     Das Moderamen der Gesamtsynode wird 
ermächtigt, die Umsetzung dieses Kirchenge-
setzes vorzunehmen.  
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§ 3 
 
     Dieses Kirchengesetz tritt am Tage nach 
der Verkündung in Kraft.  
 
     L e e r, den 12. Dezember 2005 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

Anlage 
 

Vertrag 
zur Änderung des Vertrages 

über die Bildung einer  
Konföderation evangelischer Kirchen in 

Niedersachsen 
 
     Die Kirchen der Konföderation evangeli-
scher Kirchen in Niedersachsen schließen den 
folgenden Vertrag: 
 

Artikel I 
 
     Der Vertrag über die Bildung einer Konfö-
deration evangelischer Kirchen in Niedersach-
sen vom 7./16./30. Dezember 1970, 7./11. 

Januar 1971 (Kirchl. Amtsbl. Hannover 1971, 
S. 7), zuletzt geändert durch den Vertrag vom 
7. Oktober 2005 (Kirchl. Amtsbl. Hannover S. 
250), wird wie folgt geändert: 
 
     § 6 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
 
„Die Synode ist beschlussfähig, wenn die 
Mehrheit ihrer Mitglieder und mindestens aus 
jeder Kirche ein Mitglied anwesend sind.“ 
 

Artikel II 
 
     (1) Artikel 1 tritt am 30. Juni 2007, oder, 
wenn das letzte Zustimmungsgesetz der 
vertragsschließenden Kirchen später in Kraft 
tritt, mit diesem Zustimmungsgesetz in Kraft. 
 
     (2) Das In-Kraft-Treten ist in den Amtsblät-
tern bekannt zu machen. 
 
     (3) Die Geschäftsstelle der Konföderation 
wird ermächtigt, den Vertrag über die Bildung 
einer Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen in der geltenden Fassung 
bekannt zu machen und dabei Unstimmigkei-
ten des Wortlauts zu beseitigen. 

Haushaltsgesetz 
über den 1. Nachtragshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 2006 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) 

(01.01.2006 - 31.12.2006) 
vom 24. November 2006 

 
     Die Gesamtsynode hat gemäß § 25 des Kirchengesetzes über das Haushalts-, Kassen-, Rech-
nungs- und Prüfungswesen in der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) vom 17. November 2005 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
Bd. 18, S. 381) das folgende Haushaltsgesetz über den 1. Nachtragshaushalt 2006 beschlossen, 
das hiermit verkündet wird: 

 
§ 1 

 
     (1) Der 1. Nachtragshaushaltsplan der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) für das Rechnungsjahr 2006 wird geneh-
migt und wie folgt festgestellt: 

Darin enthalten:                Einzelplan 21 
                                         “Gesamtpfarrkasse” 
                                         wie bisher 
 

                                         Einzelplan 32 
                                         “Landeskirchliche Jugendarbeit” 
                                         wie bisher 

 bisher neu Veränderung 

Einnahme  28.189.520,00 EUR 29.729.520,00 EUR +   1.540.000,00 EUR 

Ausgabe 28.760.520,00 EUR 30.300.520,00 EUR +   1.540.000,00 EUR 
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     (2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnahme und Ausgabe werden im Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt gegeben. 
 

§ 2 
 
     Die übrigen Bestimmungen des Haushaltsgesetzes für das Rechnungsjahr 2006 vom 18. Novem-
ber 2005 bleiben unverändert. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 
 
 
Anlage zu § 1 Abs. 2 des Haushaltsgesetzes über den 1. Nachtragshaushaltsplan: 
 

Zusammenstellung der Einzelpläne 1. Nachtragshaushalt 2006  
Evangelisch-reformierte Kirche 

 
 

1. Nachtragshaushalt 2006 

 
 
 

Einzelplan Einnahmen Ausgaben Zuschussbedarf 

0100 Gesamtsynode  -   €  88.400,00 €  - 88.400,00 €  

0200 Kirchenamt 670.600,00 €  2.151.300,00 €  - 1.480.700,00 €  

1100 Ausbildung kirchlicher Dienst 5.000,00 €   165.000,00 €  - 160.000,00 €  

2100 Gesamtpfarrkasse 4.055.365,00 €  8.505.000,00 €  - 4.449.635,00 €  

2200 Versorgung 4.857.860,00 €  8.603.500,00 €  - 3.745.640,00 €  

3100 Kirchenmusikalische Arbeit  -   €  173.180,00 €  - 173.180,00 €  

3200 Jugendarbeit 66.295,00 €  214.685,00 €  - 148.390,00 €  

3300 Baccumer Mühle  -   €   -   €   -   €  

6100 Publizistik 66.000,00 €  214.995,00 €  - 148.995,00 €  

6200 Öffentlichkeitsarbeit  -   €  71.000,00 €  - 71.000,00 €  

6300 Frauenarbeit 1.000,00 €  82.015,00 €  - 81.015,00 €  

6400 Gesamtkirchliche Aufgaben  31.500,00 €  2.775.790,00 €  - 2.744.290,00 €  

6500 Kostenbet. Gesamtkirche  -   €  1.772.105,00 €  - 1.772.105,00 €  

8100 Vermögensverwaltung 145.900,00 €  687.550,00 €  - 541.650,00 €  

9100 Finanzverwaltung 19.830.000,00 €   4.796.000,00 €  15.034.000,00 €  

9600 Schulden  -   €    -   €   -   €  

Summe 29.729.520,00 €   30.300.520,00 €  - 571.000,00 €  

Einnahmen     

    Bisheriger     

Titel Bezeichnung Ansatz Neuer Ansatz mehr / weniger 

2220.00.1190 Erträge Versorgungsrücklage 1.360.000,00 €  900.000,00 €  - 460.000,00 €  

9110.00.0111 Kirchensteuer 17.375.000,00 €  19.375.000,00 €  2.000.000,00 €  

  Gesamt: 17.375.000,00 € 19.375.000,00 €  1.540.000,00 €  
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Ausgaben     

    Bisheriger Neuer   

Titel Bezeichnung Ansatz Ansatz Mehr 

2220.00.9111 Zuführung Rückl. Geb. Hannover - € 500.000,00 €  500.000,00 €  

6500.00.7613 Besondere Bauaufgaben 50.000,00 €  350.000,00 €  300.000,00 €  

8111.00.9111 Zuführung Allg. Rücklage - € 640.000,00 €  640.000,00 €  

9110.00.7212 Zuweisung aus LKSt. an die SVB 240.000,00 €  340.000,00 €  100.000,00 €  

  Gesamt: 290.000,00 €  1.830.000,00 €  1.540.000,00 €  

Haushaltsgesetz  
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierten Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

für das Haushaltsjahr 2007 
(01.01.2007 – 31.12.2007) 
vom 24. November 2006 

 
 
     Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Abs. 1 
des Kirchengesetzes über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen in 
der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Haushaltsordnung) vom 17. November 2005 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Bd. 18, S. 381) 
das folgende Haushaltsgesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird: 

 
§ 1 

Haushaltsplan  
 

     (1) Der Haushaltsplan (einschließlich 
Stellenplan) der Evangelisch-reformierten 
Kirche für das Rechnungsjahr 2007 wird 
genehmigt und wie folgt festgestellt: 
 

     E i n n a h m e : 29.758.600,00 € 
     A u s g a b e :    29.758.600,00 € 
 

Darin enthalten:      Einzelplan 21 
                               “Gesamtpfarrkasse” 
 

     Einnahme:         4.194.100,00 € 
     Ausgabe:            8.892.100,00 € 
 

                               Einzelplan 32 
                               “Landeskirchliche Jugend-

arbeit” 
 

     Einnahme:           78.000,00 € 
     Ausgabe:            206.150,00 € 
 

     (2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnah-
me und Ausgabe werden im Gesetz- und 
Verordnungsblatt bekannt gegeben. 

§ 2 
Haushaltsvermerke 

 
     (1) Die im Haushaltsplan mit “GD” versehe-
nen Titel sind innerhalb der betreffenden 
Gruppierungen und des Unterabschnitts 
gegenseitig deckungsfähig. Die Deckungsfä-
higkeit weiterer Titel ergibt sich aus der ent-
sprechenden Anlage zum Haushaltsplan 
2007. 
 
     (2) Bei den mit “ED” versehenen Titeln 
berechtigen Mehreinnahmen zu Mehrausga-
ben bei den jeweils entsprechenden Titeln. 
Auf die Anlage “Haushaltsvermerke” zum 
Haushaltsplan 2007 wird verwiesen. 
 
     (3) Bei den mit “UE” gekennzeichneten 
Titeln können nicht verbrauchte Mittel in das 
nächste Jahr übertragen werden. 

 
§ 3 

Mehreinnahmen, Minderausgaben 
 

     (1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben 
im Haushalt der Evangelisch-reformierten 
Kirche sind am Ende des Rechnungsjahres 
über Titel 00.8111.00.9111 der Allgemeinen 
Haushaltsrücklage zuzuführen, soweit nicht 
durch Nachtragshaushalt anderes bestimmt 
wird. 
 
     (2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, 
soweit die Einnahmen die Ausgaben über-
schreiten, nicht den allgemeinen Haushalts-
rücklagen zuzuführen. Die Mehreinnahmen 
sind vielmehr am Schluss des Rechnungsjah-
res festzustellen und bei den Titeln des Haus-
haltsplanes für das folgende Rechnungsjahr 
nachzuweisen. 
 

§ 4 
Kassenkredite 

 
     Im Rechnungsjahr 2007 dürfen Kassenkre-
dite in Höhe bis zu insgesamt 2.550.000 € 
aufgenommen werden. 
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§ 5 
Bürgschaften 

 

     Bürgschaften gemäß § 16 des Kirchenge-
setzes über das Haushalts- Kassen-, Rech-
nungs- und Prüfungswesen in der Evange-
lisch-reformierten Kirche können bis zu einer 

Gesamthöhe von 250.000 € übernommen 
werden. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2005 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgesetzes 2007 
 
 

Zusammenstellung der Einzelpläne 
Evangelisch-reformierte Kirche 

   Überschuss oder 

Einzelplan Einnahmen Ausgaben Zuschussbedarf 

0100 Gesamtsynode                           -   €               114.450,00 €  - 4.450,00 €  

0200 Kirchenamt              703.200,00 €            2.199.300,00 €  - 1.496.100,00 €  

1100 Ausbildung kirchlicher Dienst                            -   €               148.000,00 €  - 148.000,00 €  

2100 Gesamtpfarrkasse           4.194.100,00 €            8.892.100,00 €  - 4.698.000,00 €  

2200 Versorgung           4.960.800,00 €            8.840.800,00 €  - 3.880.000,00 €  

3100 Kirchenmusikalische Arbeit                  6.100,00 €               182.500,00 €  - 176.400,00 €  

3200 Jugendarbeit                78.000,00 €               206.150,00 €  - 128.150,00 €  

3300 Baccumer Mühle                            -   €                             -   €                                      -   € 

6100 Publizistik                68.700,00 €               206.450,00 €  - 137.750,00 €  

6200 Öffentlichkeitsarbeit                            -   €                 91.500,00 €  - 91.500,00 €  

6300 Frauenarbeit                  1.000,00 €                 81.000,00 €  - 80.000,00 €  

6400 Gesamtkirchliche Aufgaben                96.600,00 €            2.476.550,00 €  - 2.379.950,00 €  

6500 Kostenbet. Gesamtkirche                            -   €            1.396.300,00 €  - 1.396.300,00 €  

8100 Vermögensverwaltung              155.100,00 €               353.500,00 €  - 198.400,00 €  

9100 Finanzverwaltung         19.495.000,00 €            4.570.000,00 €  14.925.000,00 €  

9600 Schulden                            -   €                             -   €                                      -   €  

Summe        29.758.600,00 €          29.758.600,00 €                                      -   €  

Haushaltsgesetz des Diakonischen Werkes 
der Evangelisch-reformierten Kirche  

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
In Bayern und Nordwestdeutschland) 

für das Haushaltsjahr  2007 
(01.01.2007- 31.12.2007) 
vom 24. November 2007 

 

 
     Die Gesamtsynode hat gemäß § 24 Abs. 1 
des Kirchengesetzes über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen in 
der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Haushaltsordnung) vom 17. November 2005 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 18 S. 381) 
das folgende Haushaltsgesetz beschlossen, 
das hiermit verkündet wird: 

§ 1 
Haushaltsplan des Diakonischen Werkes der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 

Bayern und Nordwestdeutschland) 
 

     (1) Der Haushaltsplan (einschließlich 
Stellenplan) des Diakonischen Werkes der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in  Bayern 
und Nordwestdeutschland) für das Haushalts-
jahr 2007 wird genehmigt und wie folgt festge-
stellt: 
 

     Einnahme:        1.254.500,00 EURO 
     Ausgabe:          1.254.500,00 EURO 
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     (2) Die Ansätze der Einzelpläne in Einnah-
me und Ausgabe werden im Gesetz- und 
Verordnungsblatt bekannt gegeben. 
 

§ 2  
Haushaltsvermerke 

 
     (1) Die im Haushaltsplan mit „GD“ versehe-
nen Titel sind innerhalb der betreffenden 
Gruppierungen gegenseitig deckungsfähig. 
Die Deckungsfähigkeit weiterer Titel  ergibt 
sich aus der entsprechenden Anlage zum 
jeweiligen Haushaltsplan  2007. 
 
     (2) Bei den mit „ED“ versehenen Titeln 
berechtigen Mehreinnahmen zu  Mehrausga-
ben bei den jeweils entsprechenden Titeln. 
Auf die Anlage „Haushaltsvermerke“ zum 
jeweiligen Haushaltsplan  2007 wird verwie-
sen. 
 

§ 3 
Mehreinnahmen, Minderausgaben 

 
     (1) Mehreinnahmen oder Minderausgaben 
im Haushalt des Diakonischen Werkes werden 
über Titel 00.4110.00.9110 der Allgemeinen 
Rücklage des Diakonischen Werkes zuge-
führt. 

     (2) Zweckbestimmte Haushaltsmittel sind, 
soweit die Einnahmen die Ausgaben über-
schreiten, nicht der Allgemeinen Haushalts-
rücklage zuzuführen. Die  Mehreinnahmen 
sind vielmehr am Schluss des Rechnungsjah-
res festzustellen und bei den Titeln des Haus-
haltsplanes für das folgende Rechnungsjahr 
nachzuweisen.  
 

§ 4 
Familienferienstätte Blinkfüer 

 
     Die Familienferienstätte wird gemäß § 53 
der Haushaltsordnung nach betriebswirtschaft-
lichen Grundsätzen verwaltet. Die Buchhal-
tung erfolgt nach den Regeln der kaufmänni-
schen Buchführung. Für die Familienferien-
stätte ist ein Wirtschaftsplan für 2007 aufge-
stellt und als Anlage dem Haushaltplan beige-
fügt. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Anlage zu § 1 Absatz 2 des Haushaltsgesetzes 2007 
 

Zusammenstellung der Einzelpläne 

   Überschuss oder 

Einzelplan Einnahmen Ausgaben Zuschussbedarf 

4100 Diakonisches Werk 1.252.500,00 €  1.243.700,00 €  8.800,00 €  

4110 Rücklage 2.000,00 €  10.800,00 €  - 8.800,00 €  

Summe 1.254.500,00 €  1.254.500,00 €  -  €  

Jahresrechnung 2005 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

 
     Nachdem die Berichte der Rechnungsprü-
fer zur Kenntnis genommen und die Titelüber-
schreitungen des Rechnungsjahres 2005 
genehmigt wurden, stellt die Gesamtsynode 
gem. § 69 Abs. 1 Nr. 11 der Kirchenverfas-
sung die vom Kirchenamt gelegte  Jahresrech-
nung der Gesamtsynodalkasse einschließlich 
der Gesamtpfarrkasse für das Rechnungsjahr 
2005 fest und beschließt die Entlastung des 
Moderamens der Gesamtsynode. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 

Jahresrechnung 2005 
 des Diakonischen Werkes 

der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Nordwestdeutschland) 
 
     Nachdem die Berichte der Rechnungsprü-
fer zur Kenntnis genommen und die Titelüber-
schreitungen des Rechnungsjahres 2005 
genehmigt wurden, stellt die Gesamtsynode 
gem. § 69 Abs. 1 Nr. 11 der Kirchenverfas-
sung die vom Diakonischen Werk  gelegte  
Jahresrechnung für das Rechnungsjahr 2005 
fest und beschließt die Entlastung des Diako-
nieausschusses. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
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Anteile 
der Kirchengemeinden und  

Synodalverbände an der  
Landeskirchensteuer 2007 

 
     Die Gesamtsynode nimmt den folgenden 
Beschluss des Moderamens der Gesamtsyno-
de zur Kenntnis: 
 
     Gemäß § 3 Abs. 2 der Zuweisungsordnung 
in der Fassung vom 28. April 2006 wird be-
schlossen: 
 
     Die Zuweisung für das Haushaltsjahr 2007 
wird gem. Zuweisungsordnung mit den Stei-
gerungssätzen des Jahres 2006 berechnet. 
 
     Die Steigerungssätze für den Grundbetrag 
der Zuweisungen an die Kirchengemeinden 
und die Synodalverbände werden für das 
Rechnungsjahr 2007 für die in § l Nrn. l, 2 a, 
2b, 3 bis 5 und 8 sowie die in § 2 Nrn. l bis 3 
der Zuweisungsordnung genannten Zuwei-
sungstatbestände auf 278 % und für die § l Nr. 
2 c genannten Tatbestände auf 258 % festge-
setzt. 
 
     Aus der Summe der Zuweisungen gem. § l 
der Zuweisungsordnung ergibt sich die Brutto-
zuweisung für die Kirchengemeinden und aus 
der Summe der Zuweisungen gem. § 2 der 
Zuweisungsordnung ergibt sich die Bruttozu-
weisung für die Synodalverbände. Die Brutto-
zuweisung beinhaltet die aus der Anwendung 
der Steigerungssätze resultierenden Beträge. 
 
     Der gesamte Bruttozuweisungsbetrag aus 
§ l und § 2 der Zuweisungsordnung wird bei 
allen Kirchengemeinden und Synodalverbän-
den wie im Vorjahr für das Haushaltsjahr 2007 
um 20 % gekürzt. Durch diese analoge Rege-
lung zum Haushaltsjahr 2006 wird für die 
Kirchengemeinde keine weitere Kürzung für 
das Haushaltsjahr 2007 vorgenommen. 
 
     Auf den gekürzten Betrag erfolgt die 
Anrechnung der Nettoeinkünfte gem. § 4 der 
Zuweisungsordnung. Für die Berechnung der 
Nettoeinkünfte gem. § 4 der Zuweisungsord-
nung werden die Einkünfte des Rechnungs-
jahres 2005 bzw. 2004 zugrunde gelegt. 
Einzelheiten wurden im Rundschreiben Nr. 
7/2005 vom 28.09.2005 bekannt gegeben. 
 
     L e e r, den 9. Oktober 2006 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

S c h m i d t 

Beschluss 
vom 23. November 2006 

über die Landeskirchensteuer der  
Evangelisch-reformierten Kirche  

(Synode evanglisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) 

im Land Niedersachsen 
für die Haushaltsjahre 2007 und 2008 

 
I. 

 
     Die Landeskirchensteuer der Kirchenmit-
glieder, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt im Lande Niedersachsen haben, 
beträgt für die Jahre 2007 und 2008 9 vom 
Hundert der Einkommensteuer (Lohnsteuer), 
höchstens jedoch 3,5 vom Hundert des zu 
versteuernden Einkommens bzw. des auf das 
zu versteuernde Einkommen umzurechnen-
den Arbeitslohnes, von dem die Lohnsteuer 
berechnet wird. 
 
     Bei der Berechnung der Kirchensteuer sind 
die Vorschriften des § 51 a EStG in der jeweils 
geltenden Fassung zu beachten. 
 
     Ein Mindestbetrag wird von jedem Kirchen-
mitglied, bei dem Einkommensteuer festge-
setzt oder Lohnsteuer abgezogen wird, in 
Höhe von 3,60 Euro jährlich, 0,90 Euro viertel-
jährlich, 0,30 Euro monatlich, 0,07 Euro 
wöchentlich und 0,01 Euro täglich erhoben. 
 
    In Fällen der Lohnsteuerpauschalierung 
beträgt die Kirchensteuer 6 vom Hundert der 
pauschalen Lohnsteuer. Weist der Arbeitgeber 
die Nichtzugehörigkeit einzelner Arbeitnehmer 
zur Landeskirche nach, so ist insoweit keine 
Kirchensteuer zu erheben; für die übrigen 
Arbeitnehmer beträgt die Kirchensteuer 9 vom 
Hundert der pauschalen Lohnsteuer. Im 
Übrigen wird auf die Regelungen des länder-
einheitlichen Erlasses vom 19. Mai 1999 (Az.: 
S 2447-8-342, BStBl. l 1999, S. 509 f, Nieder-
sächsisches Ministerialblatt Nr. 23/1999, S. 
436) und die Ergänzung hierzu vom 8. Mai 
2000 (BStBl. l 2000, S. 612, Niedersächsi-
sches Ministerialblatt Nr. 20/2000, S. 349) 
hingewiesen.  
 
     Bei den Steuerpflichtigen, deren Lohnsteu-
erberechnung von einer innerhalb des Landes 
Niedersachsen gelegenen Betriebsstätte 
vorgenommen wird, wird die Landeskirchen-
steuer von den dem Steuerabzug vom Arbeits-
lohn unterliegenden Bezügen im Lohnabzugs-
verfahren von den Arbeitgebern einbehalten. 
Steuerpflichtigen, deren Lohnsteuerberech-
nung von einer außerhalb des Landes Nieder-
sachsen gelegenen Betriebsstätte vorgenom-
men wird, wird die Landeskirchensteuer nach 
dem in dem betreffenden Bundesland gelten-
den Kirchensteuersatz einbehalten. 
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II. 
 
     Die Landeskirche erhebt von den Kirchen-
mitgliedern, deren Ehegatte einer steuererhe-
benden Kirche nicht angehört, ein besonderes 
Kirchgeld, sofern die Ehegatten nach dem 
Einkommensteuergesetz zusammen veranlagt 
werden. Das besondere Kirchgeld bemisst 
sich nach dem gemeinsam zu versteuernden 
Einkommen; es gilt folgende Tabelle: 
 

     Die Vorschriften des § 2 Abs. 3 Satz 1 des 
Kirchensteuerrahmengesetzes sind auf das 
besondere Kirchgeld anzuwenden. 
 

     Bei der Berechnung des besonderen 
Kirchgeldes sind die Vorschriften des § 51 a 
EStG in der jeweils geltenden Fassung zu 
beachten. 
 

     Liegen die Voraussetzungen für die Erhe-
bung des besonderen Kirchgeldes nicht 
während des gesamten Veranlagungszeitrau-
mes vor, so ist der Jahresbetrag des besonde-
ren Kirchgeldes mit je einem Zwölftel für jeden 
vollen Kalendermonat, in dem die Vorausset-
zungen für die Erhebung des besonderen 
Kirchgeldes bestanden haben, festzusetzen. 
 

     Das besondere Kirchgeld kann durch die 
Landeskirche auf Antrag erstattet werden, 
sofern der Ehegatte einen Kirchenbeitrag an 
eine Religionsgemeinschaft entrichtet hat. Der 
Antrag ist innerhalb eines Jahres 

(Ausschlussfrist) an das Landeskirchenamt zu 
richten; die Frist beginnt mit der Bekanntgabe 
des Steuerbescheides. 
 
Leer, den 12. Dezember 2006  
 

Das Moderamen der Gesamtsynode 
 

S c h m i d t 
 
 

Ausführungsbestimmungen 
vom 9. Oktober 2006 

zu dem Kirchengesetz über  
das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und 

Prüfungswesen in der  
Evangelisch-reformierten Kirche  

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen  
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

(Haushaltsordnung) 
 
 
     Aufgrund von § 82 des Kirchengesetzes 
über das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- 
und Prüfungswesen der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) (Haushaltsordnung) vom 17. 
November 2005 (Gesetz- u. Verordnungsbl. 
Bd. 18 S. 368) erlässt das Moderamen der 
Gesamtsynode folgende Ausführungsbestim-
mungen: 
 
 

I. Abschnitt 
Kirchengemeinden 

 
1. 
Das Kirchengesetz über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen 
(HO) gilt neben folgenden Bestimmungen der 
Kirchenverfassung: § 10 Abs. 2 (Regelung der 
Führung der Geschäfte und der Verwaltung 
durch den Kirchenrat), § 25 Abs. 1 (Vertretung 
der Gemeinde und Vermögensverwaltung  
durch  den Kirchenrat, Haftung), § 26 
(Kirchmeister), § 27 (Rechnungsführer), § 39 
Abs. 2 Nr. 8 und 9, Abs. 3 (Haushaltsplan, 
Jahresrechnung, Titelüberschreitungen der 
Kirchengemeinden), § 60 Abs. 1 Nr. 7 
(Überwachung der Vermögensverwaltung 
durch die Moderamina der Synoden), § 74 
Abs. 1 Nr. 8 Buchst. a    (Gesamtpfarrkasse), 
§ 74 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. p (Genehmigung 
des Haushaltsplans und der Jahresrechnung 
durch das Moderamen der Gesamtsynode). 
 
2.  zu § 7: 
Es gilt das Haushaltsplan-Muster, Anlage A*. 
Der Haushaltsplan gliedert sich in folgende 
Einzelpläne auf: 

 
 
 
Stufe 

Bemessungsgrundlage  
Gemeinsam zu versteuern-
des Einkommen (§ 2 Abs. 5 
EStG) 

Euro 

 
 

Besonderes 
Kirchgeld 

Euro 

  1 30 000 – 37 499 96 

  2 37 500 – 49 999 156 

  3 50 000 – 62 499 276 

  4 62 500 – 74 999 396 

  5 75 000 – 87 499 540 

  6 87 500 – 99 999 696 

  7 100 000 – 124 999 840 

  8 125 000 – 149 999 1200 

  9 150 000 – 174 999 1 560 

10 175 000 – 199 999 1 860 

11 200 000 – 249 999  2 220 

12 250 000 – 299 999 2 940 

13   300 000    und mehr 3 600 
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0100  Allgemeiner kirchlicher Dienst (Kirchen-
kasse), 

0200  Küsterei-/Organistenkasse, 
1100  Friedhofskasse, 
2100  Pfarrkasse, 
3100  frei, 
4100  Diakoniekasse, 
4200  Kindergarten, 
4300  Schwesternstation, 
5100  Baukasse, 
6100  Gemeindliche Aufgaben (Kirchen-

kasse),  
7100  frei 
8100  Vermögensverwaltung (Kirchenkasse),  
9100  Finanzverwaltung (Kirchenkasse). 
 
Innerhalb der Haushaltsstellen können nach 
Absprache mit dem Kirchenpräsident Ergän-
zungen erfolgen. Grundsätzlich sind Einzelplä-
ne und Titel fest zu vergeben, während Unter-
titel je nach Bedarf hinzugesetzt werden 
können. 
 
Eine Haushaltsstelle besteht aus zwölf Stellen, 
und zwar aus zwei Buchstaben (der Gemein-
dekennung), der vierstelligen Zahl des Einzel-
planes (F-Ziffer), zwei Ziffern für die Unterglie-
derung des jeweiligen Einzelplanes in Objekte 
sowie der vierstelligen Kontengruppe (G-
Ziffer), die im Haushaltsplan als Titel bezeich-
net wird.  
 
Die Kontengruppen sind nach folgendem 
System gegliedert:  
 
Einnahmen 
0000-0999   Steuern, Zuweisungen und 

Umlagen, Zuschüsse 
1000-1999   Einnahmen aus Vermögen, 

Verwaltung und Betrieb 
2000-2999   Kollekten, Opfer und Einnahmen 

besonderer Art 
3000-3999   Vermögenswirksame Einnahmen 
 
Ausgaben 
4000-4999   Personalausgaben 
5000-5999   Lfd. Sachausgaben für Grundstü-

cke, Gebäude und bewegliches 
Vermögen 

6000-6999   Weitere sächliche Verwaltungs- 
und Betriebsausgaben 

7000-7999   Steuern, Zuweisungen und 
Umlagen, Zuschüsse 

8000-8999   Ausgaben besonderer Art  
9000-9999   Vermögenswirksame Ausgaben 
 
3. zu § 10 Abs. 3: 
In Verbindung mit § 60 HO sind künftig die 
folgenden 4 Spalten auszufüllen: 
a)  Haushaltsansätze für das bevorstehende 

neue Haushaltsjahr, 

b)  Haushaltsansätze für das dem Haushalts-
zeitraum vorangehende Jahr (lfd. Haus-
haltsjahr), 

c)  Haushaltsansätze für das zweitvorange-
gangene Jahr, 

d)  Rechnungsergebnisse für das zweitvoran-
gegangene Jahr. 

 
4. zu § 23: 
a)  Der Stellenplan hat die Zahl der Mitarbei-

ter, die Art und den Umfang des Beschäfti-
gungsverhältnisses und die Höhe der 
Vergütung bzw. die Vergütungsgruppe zu 
enthalten.  

 
b)  Der Nachweis über den Stand der Schul-

den ist im Rechnungsprüfungsprotokoll zu 
erbringen. Schulden sind unter anderem 
Kassenkredite, Darlehen und Innere Anlei-
hen. 

 
5. zu § 24: 
Der Haushaltsplan ist im Herbst eines jeden 
Jahres für das folgende Haushaltsjahr aufzu-
stellen und zu beschließen; er ist dem Moder-
amen der Gesamtsynode bis zum 30. Novem-
ber eines jeden Jahres vorzulegen. Nach § 39 
Abs. 3 der Kirchenverfassung ist der Haus-
haltsplan während einer Woche zur Einsicht-
nahme der Gemeindeglieder öffentlich auszu-
legen, worauf durch Kanzelabkündigung 
hinzuweisen ist. Dem Kirchenrat bleibt vorbe-
halten, eine darüber hinausgehende vollstän-
dige oder zusammengefasste Veröffentlichung 
in der ihm geeignet erscheinenden Weise zu 
beschließen. 
 
6. zu § 37 Abs. 3: 
Veräußerungserlöse sind unverzüglich rentier-
lich und mündelsicher anzulegen. Bei der 
Pfarrkasse sind in jedem Falle die Zinserträge 
zu vereinnahmen und mit dem Überschuss an 
die Gesamtpfarrkasse abzuführen. 
 
7. zu § 40 Abs. 1: 
Für die Kassenanordnungen gelten die Mus-
ter, Anlage B* und C*. 
 
8. zu § 40 Abs. 3: 
Für diese Fälle hat der Kirchenrat die Anord-
nungsberechtigung durch Beschluß zu regeln. 
 
9. zu § 40 Abs. 5: 
Soweit sonstige Fallgruppen berücksichtigt 
werden sollen, ist ein Kirchenratsbeschluss 
erforderlich. 
 
10. zu § 52 
Bei Vermögensanlagen ist zusätzlich zum 
tatsächlichen Bestand immer auch der An-
schaffungswert der Vermögensanlage nachzu-
weisen.  
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11. zu § 60 
a)  Die geprüfte Jahresrechnung und die 

Prüfungsniederschrift ist dem Moderamen 
der Gesamtsynode gemäß § 39 Abs. 3 der 
Kirchenverfassung zusammen mit den 
Haushaltsplänen, spätestens bis zum 30. 
November eines jeden Jahres (5. zu § 24), 
zur Genehmigung vorzulegen. 

 
b)  Zur Erläuterung erheblicher Abweichungen 

zwischen Haushaltsansatz und Rech-
nungsergebnis sind auf Anfrage zunächst 
die Sachbücher vorzulegen.  

 
12. zu § 72: 
Die Bildung der allgemeinen Rücklage 
(Betriebsmittelrücklage) richtet sich nach dem 
Haushaltsvolumen (Durchschnitt der Einnah-
men der drei vorangegangenen Haushaltsjah-
re) und ist in der in Abs. 2 genannten Höhe 
anzusammeln. Sonderrücklagen werden für 
zweckgebundene Aufgaben gebildet. 
 
13. zu §§ 73-75: 
Für die Prüfungen gilt das Muster, Anlage D. 
 
14. zu § 77 
Ist die Rechnungsprüfung der Evangelisch-
reformierten Kirche nicht an der Prüfung der 
Jahresrechnung beteiligt, ist zusammen mit 
der Jahresrechnung das Testat bzw. die 
Prüfungsniederschrift beim Moderamen der 
Gesamtsynode einzureichen. 
 
15. zu § 79 
Die Jahresrechnung ist gemäß § 39 Abs. 3 der 
Kirchenverfassung vor Entlastungserteilung 
während einer Woche öffentlich zur Einsicht 
auszulegen. 
 

II. Abschnitt 
Synodalverbände 

 
1.  Das Kirchengesetz über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen 
(HO) gilt neben folgenden Bestimmungen der 
Kirchenverfassung: § 60 Abs 1 Nr. 10 sowie § 
64 Abs 1 (Verwaltung und Vermögensverwal-
tung), § 74 Abs 1 Nr 8 Buchst. p 
(Haushaltsplan und Jahresrechnung Geneh-
migung durch das Moderamen der Gesamtsy-
node). 
 
2.  Für den Haushaltsbeschluss und den 
Beschluss über die Jahresrechnung gilt das 
Muster, Anlage E*. Im übrigen findet das 
Haushaltsplan-Muster, Anlage A* für Synodal-
verbände entsprechende Anwendung. Der 
Haushaltsplan der Synodalverbandskasse 
verfügt über den Einzelplan 0000. Der Grup-
pierungsplan entspricht dem der Kirchenge-
meinden. 

3.  Im übrigen gelten sinngemäß die Ausfüh-
rungen im I. Abschnitt. 
 

III. Abschnitt 
Evangelisch-reformierte Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) einschließlich 
Werke und Einrichtungen 
 
1. 
Das Kirchengesetz über das Haushalts-, 
Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen 
(HO) gilt neben folgenden Bestimmungen der 
Kirchenverfassung: § 69 Abs. 1 Nr. 11 und 12 
(Haushaltsplan und Jahresrechnung, Umla-
gen), § 74 Abs. 1 Nr. 8 Buchst. a 
(Gesamtpfarrkasse), Beschluss des Landes-
kirchentages über die Rechnungsprüfung 
beim Synodalrat in der Fassung vom 26. 
November 1999 (Gesetz- u. Verordnungsbl. 
Bd. 17 S. 208). 
 
2. 
Der Haushaltsplan gliedert sich in folgende 
Sachbücher auf:  
 
01 Haupthaushalt 
02 Baumaßnahmen  
52 Vorschüsse/Verwahrung  
92 Vermögensrechnung   
 
Der Haushaltsplan gliedert sich in folgende 
Einzelpläne auf: 
 
0100  Synode, 
0200  Kirchenamt, 
1111  Ausbildung kirchlicher Dienst, 
2100  Gesamtpfarrkasse, 
2200  Versorgung, 
3100  Kirchenmusikalische Arbeit, 
3200  Jugendarbeit, 
4100  Diakonisches Werk, 
6100  Publizistik, 
6200  Öffentlichkeitsarbeit, 
6300  Frauenarbeit, 
6400  Gesamtkirchliche Aufgaben, 
6500  Kostenbeteiligungen der Gesamtkirche, 
8100  Vermögensverwaltung, 
9100  Finanzverwaltung, 
9600  Schulden, 
 
Eine Haushaltsstelle besteht aus zwölf Ziffern, 
und zwar aus der zweistelligen Sachbuchnum-
mer, der vierstelligen Zahl des Einzelplanes, 
zwei Ziffern für die Untergliederung des jewei-
ligen Einzelplanes in Objekte und der vierstel-
ligen Kontengruppe (im Haushaltsplan als Titel 
bezeichnet).  
 
Die Kontengruppen sind nach folgendem 
System gegliedert:  
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Einnahmen 
0000-0999   Steuern, Zuweisungen und 

Umlagen, Zuschüsse 
1000-1999   Einnahmen aus Vermögen, 

Verwaltung und Betrieb 
2000-2999   Kollekten, Opfer und Einnahmen 

besonderer Art 
3000-3999   Vermögenswirksame Einnahmen  
 
Ausgaben 
4000-4999   Personalausgaben 
5000-5999   Lfd. Sachausgaben für Grundstü-

cke, Gebäude und bewegliches 
Vermögen 

6000-6999   Weitere sächliche Verwaltungs- 
und Betriebsausgaben 

7000-7999   Steuern, Zuweisungen und 
Umlagen, Zuschüsse 

8000-8999   Ausgaben besonderer Art  
9000-9999   Vermögenswirksame Ausgaben 
 
3. zu § 23 Abs. 1: 
Der Stellenplan hat die im Haushaltsjahr 
erforderlichen Stellen der nicht nur vorüberge-
hend beschäftigten Mitarbeiter, nach Art und 
Umfang und Besoldungs-(Vergütungs-, Lohn-) 
gruppen gegliedert, auszuweisen. 
 
4. zu § 24: 
Der Haushaltsplan ist jährlich im voraus 
aufzustellen und zu beschließen. Der Kirchen-
präsident erstellt den Haushaltsplanentwurf 
nach Beratung durch den Finanzausschuss 
und legt diesen dem Moderamen der Gesamt-
synode vor, welches den Entwurf der Gesamt-
synode zur Beschlussfassung zuleitet. We-
sentliche Änderungen gegenüber dem Vorjahr 
sollen erläutert werden. 
Verwahrgelder, Vorschüsse und durchlaufen-
de Gelder sind in die Haushaltspläne nicht 
aufzunehmen. 
 
5. zu § 24 
Das Haushaltsgesetz und die Summen der 
Einzelpläne in Einnahme und Ausgabe wer-
den im Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) bekannt gegeben. 
 
6. zu § 34: 
a)  Forderungen dürfen von der anweisenden 

Dienststelle auf Antrag gestundet werden, 
wenn ihre Einziehung bei Fälligkeit eine 
erhebliche Härte für den Schuldner bedeu-
ten würde und der Anspruch durch die 
Stundung nicht gefährdet wird. Gestundete 
Beträge sind in der Regel angemessen zu 
verzinsen. Der angemessene Zinssatz liegt 
2 Prozent über dem Diskontsatz der Euro-
päischen Zentralbank. Von einer Verzin-

sung kann abgesehen werden, wenn der 
Schuldner in seiner wirtschaftlichen Lage 
schwer geschädigt würde. 

 
b)  Forderungen dürfen niedergeschlagen 

werden, wenn 
     1.  feststeht, dass die Einziehung wegen 

der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners vorübergehend keinen 
Erfolg haben wird, oder 

     2.  die Kosten der Einziehung nicht in 
einem angemessenen Verhältnis zur 
Höhe des Anspruchs stehen.  

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Schuldners sind laufend zu überwachen. 
Die Einziehung ist erneut zu versuchen, 
wenn sie nach der Entwicklung der wirt-
schaftlichen Verhältnisse des Schuldners 
Erfolg verspricht. Die niedergeschlagenen 
Forderungen sind in eine Niederschlagslis-
te aufzunehmen, die zentral für alle Abtei-
lungen bei der Kassenverwaltung geführt 
wird. 

 
c)  Forderungen der Evangelisch-reformierten 

Kirche (Synode evanglisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutsch-
land) dürfen nur dann erlassen werden, 
wenn die Ansprüche wegen der wirtschaft-
lichen Verhältnisse des Schuldners oder 
aus anderen Gründen nachweislich dau-
ernd nicht einziehbar sind, die Einziehung 
nach Lage des Falles für den Schuldner 
eine unbillige Härte bedeuten würde oder 
die Kosten der Einziehung zu dem Betrag 
der Forderung in keinem angemessenen 
Verhältnis stehen, es sei denn, dass 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung des 
Falles eine Einziehung geboten ist. 

 
d)  Der Kirchenpräsident wird ermächtigt, 

Stundungen, Niederschlagungen und 
Erlasse von Forderungen von im Einzelfall 
bis zu 2000,- € zu verfügen. Über die 
aufgrund dieser Ermächtigung ergangenen 
Verfügungen ist dem Moderamen der 
Gesamtsynode jeweils nach Ablauf des 
Rechnungsjahres zu berichten. Stundun-
gen, Niederschlagungen oder Erlasse von 
Forderungen, die über den Betrag von 
2000,- € hinausgehen, bedürfen in jedem 
Fall der Beschlussfassung des Moderamen 
der Gesamtsynode. 

 
7. zu § 40: 
a)  Eine förmliche Kassenanordnung muss 
enthalten: 
     1.  die Bezeichnung der Kasse, 
     2.  die Anordnung zur Annahme oder 

Leistung, 
     3.  die Haushaltsstelle, 
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     4.  Buchungsschlüssel, 
     5.  die Beleg-Nummer, 
     6.  das Rechnungsjahr, 
     7.  den Betrag in Zahlen,  
     8.  Fälligkeitstag, 
     9.  die Kundennummer, falls die Überwei-

sung durch EDV erstellt wird, 
     10. die Begründung der Zahlung, 
     11. den Einzahlungspflichtigen oder Emp-

fänger, 
     12. den Feststellungsvermerk „Sachlich 

richtig und festgestellt“ mit Unterschrift, 
     13. bei Visa-Kontrolle, die Unterschrift des 

Prüfers. 
 
b)  Kassenanweisungen dürfen erst vollzogen 

werden, wenn die sachliche und rechneri-
sche Richtigkeit festgestellt ist. 

 
c)  Die Anordnungsbefugnis wird gemäß § 40 

Abs. 6 Satz 3 HO vom Kirchenpräsidenten 
geregelt. 

 
d)  Arten der Kassenanordnungen: 
     1.  Einzelanordnung, 
     2.  Sammelanordnung (mehrere Empfän-

ger oder Einzahler). 
 
e)  Kassenanordnungen sind spätestens bei 

Fälligkeit zu erteilen. Auszahlungsanord-
nungen sind grundsätzlich vor der Zahlung 
zu erteilen. Annahmeanordnungen sollen 
ebenfalls vor der Einzahlung erteilt werden.  

 
f)   Nach dem Kassenabschluss dürfen die 

Buchungszahlen nicht mehr geändert 
werden. Notwendig werdende Berichtigun-
gen sind dann durch entsprechende Umbu-
chungen vorzunehmen. Zweitausfertigun-
gen für abhanden gekommene Anordnun-
gen müssen gekennzeichnet werden. § 54 
Abs. 2 und 4 HO gelten für Kassenanord-
nungen entsprechend 

 
g)  Anordnungsgeschäfte sind grundsätzlich 

der Verwaltung, Kassengeschäfte grund-
sätzlich der Kasse vorbehalten. 

 
8. zu § 42: 
Auszahlungen sind ohne Anordnung zu leis-
ten, wenn 
a)  der Betrag irrtümlich eingezahlt wurde und 

an den Einzahler zurückgezahlt oder an die 
richtige Stelle weitergeleitet wird, 

b)  Einzahlungen aufgrund gesetzlicher Vor-
schriften oder nach Maßgabe getroffener 
Vereinbarungen vorliegen, die an den 
Berechtigten weiterzuleiten sind. 

 
9. zu § 60: 
Die Gesamtsynode hat die vom Moderamen 
der Gesamtsynode  zu legende Jahresrech-

nung festzustellen  und  über die  Entlastung 
des Moderamens  der Gesamtsynode  zu 
beschließen (§ 69 Abs. 1 Nr. 11 der Kirchen-
verfassung). 
 

IV. Abschnitt 
Inventarordnung 

 
Nach § 52 Abs. 1 der Haushaltsordnung ist 
über das Vermögen und die Schulden Buch zu 
führen. Hierzu wird die folgende Inventarord-
nung erlassen. 
 
1.       Zweck, Geltungsbereich, Begriffsbe-

stimmung 
 
1.1.    Zweck 
Zweck der Inventarordnung ist es, eine Grund-
lage für den Nachweis des Vermögens und 
der Schulden zu schaffen, um eine jederzeiti-
ge Kontrolle über Bestand und Verbleib zu 
gewährleisten. 
 
1.2.    Geltungsbereich 
Die Inventarordnung gilt für die Evangelisch-
reformierte Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) ihre Kirchengemeinden, Syn-
odalverbände, Werke und Einrichtungen, 
sofern nicht im Einzelfall etwas anderes 
bestimmt ist. 
 
1.3.    Begriffsbestimmung 
Das Inventarverzeichnis umfasst: 
a)  bebaute Grundstücke, 
b)  unbebaute Grundstücke, 
c)  Erbbaugrundstücke, 
d)  Grundabgaben (Erbbauzinsen, Anerken-

nungsgebühren etc.), 
e)  Kapitalien (Sparbücher, Wertpapiere etc.), 
f)   Stiftungen und Vermächtnisse, 
g)  Bewegliche Sachen, 
h)  Dokumente und Bücher,  
i)   Schulden. 
 
Zu Punkt g) - bewegliche Sachen - kann auf 
eine Inventarisierung verzichtet werden, wenn 
der Anschaffungswert für den einzelnen 
Gegenstand unter 250,- € liegt. 
 
2.       Zuständigkeitsregelung, Wechsel in 

der Person des Inventarverwalters 
 
2.1.    Zuständigkeitsregelung 
Das Inventarverzeichnis wird bei den Kirchen-
gemeinden und Synodalverbänden vom 
jeweiligen Rechnungsführer/Rentamt geführt. 
Für die Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) einschließ-
lich Werke und Einrichtungen wird die Inven-
tarführung durch Anordnung geregelt. 
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2.2      Wechsel in der Person des Inventar-
verwalters 

Tritt ein Wechsel in der Person des Inventar-
verwalters ein, ist das Inventarverzeichnis mit 
den tatsächlich vorhandenen Beständen zu 
vergleichen. Über die Übergabe ist ein Ver-
merk zu fertigen, den der bisherige und der 
neue Inventarverwalter zu unterschreiben 
haben. 
 
3.       Inventarverzeichnis, Veränderungen, 

Kennzeichnung, erstmaliges Erstel-
len des Inventarverzeichnisses  

3.1.    Inventarverzeichnis 
Das Inventarverzeichnis wird jeweils in Buch-
form und getrennt von der Evangelisch-
reformierte Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland), den Kirchengemeinden, den 
Synodalverbänden und den Werken und 
Einrichtungen geführt. Die einzelnen Inventar-
gegenstände sind unter den einzelnen Titeln 
einzutragen und fortlaufend zu nummerieren. 
Die Inventargegenstände sind eindeutig zu 
bezeichnen (z.B. Grundbuch- und Flurstücks-
bezeichnung, Grundstücksgröße, Sparbuch-
Nr. und Bestand). 
 
3.2.    Veränderungen 
Inventarveränderungen sind unverzüglich in 
das Inventarverzeichnis einzutragen. Dazu ist 
von den Kirchengemeinden und Synodalver-
bänden eine Inventarveränderungsanzeige mit 
dem Inventarstück dem Moderamen der 
Gesamtsynode zwecks Genehmigung und 
Eintragung vorzulegen. 
 
3.3.    Kennzeichnung 
Inventarisierte Einrichtungs- und Gebrauchs-
gegenstände sind in geeigneter Weise als 
Eigentum unter Angabe der Inventarisierungs-
Nummer entsprechend zu kennzeichnen. Die 
Kennzeichnung hat sich nach der Art des 
Inventargegenstandes zu  richten. Sie kann z. 
B. vorgenommen werden durch Stempelauf-
druck, Klebeetikett, Anbringung eines Präge-
schildes. 
 
3.4.    Erstmaliges Erstellen des Inventar-

verzeichnisses 
Die erstmalige Erfassung sämtlichen Inventars 
im Inventarverzeichnis nach den Vorschriften 
dieser Inventarordnung ist in zweifacher 
Ausfertigung vorzunehmen. Das Inventarver-
zeichnis ist nach Überprüfung und Beschluss-
fassung rechtskräftig zu unterzeichnen, mit 
dem Siegel zu versehen und von den Kirchen-
gemeinden und Synodalverbänden dem 
Moderamen der Gesamtsynode  zur Genehmi-
gung vorzulegen. Ein Exemplar des Inventar-
verzeichnisses verbleibt beim Kirchenpräsi-
dent. 

4.       Kontrolle durch den Rechnungsprü-
fungsausschuss 

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat das 
Inventarverzeichnis einmal jährlich mit dem 
vorhandenen Bestand zu vergleichen. Der 
Inventarverwalter ist verpflichtet, auftretende 
Unstimmigkeiten - soweit möglich - aufzuklä-
ren. Über das Ergebnis ist ein Vermerk im 
Rechnungsprüfungsprotokoll aufzunehmen. 
Unerledigte Inventarveränderungen sind 
unverzüglich dem Moderamen der Gesamtsy-
node gemäß Nr. 3.2. einzureichen. 
 

V. Abschnitt 
Inkrafttreten 

 
     Diese Ausführungsbestimmungen treten 
am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
     Mit Inkrafttreten dieser Ausführungsbestim-
mungen treten die Ausführungsbestimmungen 
vom 22. Juni 1976 zu dem Kirchengesetz über 
das Haushalts-, Kassen-, Rechnungs- und 
Prüfungswesen in der Evangelisch-
reformierten Kirche in Nordwestdeutschland 
(Haushaltsordnung) vom 28. November 1975 
(Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 14 S. 205) 
außer Kraft.  
 

* Hier nicht abgedruckt 
 

Kooperationsvertrag 
zwischen der 

Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Nordwestdeutschland) 
und der 

Evangelisch-altreformierten Kirche  
in Niedersachsen 

vom 13. Dezember 2006 
 

     Die Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) - im Fol-
genden Evangelisch-reformierte Kirche ge-
nannt -, vertreten durch das Moderamen der 
Gesamtsynode, Saarstraße 6, 26789 Leer, 
 
und 
 
die Evangelisch-altreformierte Kirche in Nie-
dersachen - im Folgenden Evangelisch-
altreformierte Kirche genannt - , vertreten 
durch das Moderamen ihrer Synode, Bathor-
ner Diek 3, 49846 Hoogstede, 
 
schließen nach Zustimmung durch die Ge-
samtsynode der Evangelisch-reformierten 
Kirche und der Synode der Evangelisch-
altreformierten Kirche im Bewusstsein der 
Verantwortung für die Erfüllung der Aufgaben 
ihrer Kirchen den folgenden Kooperationsver-
trag: 
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§ 1 
Grundlegung 

 
     (1) Die Evangelisch-reformierte Kirche und 
die Evangelisch-altreformierte Kirche arbei-
ten - bei Wahrung ihrer rechtlichen Selbststän-
digkeit - in synodaler Gemeinschaft zusam-
men. Ihre Gemeinschaft bringen beide Kirchen 
dadurch zum Ausdruck, dass sie „gemeinsam 
auf dem Weg“ sind und mehr und mehr zu-
sammenwachsen wollen. 
 
     (2) Die vertragschließenden Kirchen sind 
bestrebt, alles zu vermeiden, was diesem Ziel 
entgegenwirken könnte. Die Kirchen werden 
sich über alles Wesentliche - insbesondere die 
Anbahnung vertraglicher Beziehungen zu 
anderen Kirchen und kirchlichen Zusammen-
schlüssen - informieren und konsultieren. Der 
Evangelisch-altreformierten Kirche ist bekannt, 
dass die Evangelisch-reformierte Kirche 
Mitglied der Konföderation evangelischer 
Kirchen in Niedersachsen, der Union Evange-
lischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland ist. Der Evangelisch-reformierten 
Kirche ist bekannt, dass zwischen der Evan-
gelisch-altreformierten Kirche und der Protes-
tantischen Kirche in den Niederlanden eine 
Assoziationsvereinbarung besteht. 
 
     (3) Zwischen der Evangelisch-reformierten 
Kirche und der Evangelisch-altreformierten 
Kirche sollen Verhandlungen und die Geltend-
machung von Rechten und Pflichten vom 
Geist der Geschwisterlichkeit bestimmt sein. 
 

§ 2 
Zusammenarbeit im theologischen Bereich 

 
     (1) Die Gemeinschaft beider Kirchen (§ 1 
Abs. 1) schließt die Kanzel- und Abendmahls-
gemeinschaft ein. 
 
     (2) Von den vertragschließenden Kirchen 
benannte Vertreter/Vertreterinnen sollen sich 
an der Arbeit und Meinungsbildung der jeweils 
anderen Kirche beteiligen.  
 
     (3) In der Evangelisch-reformierten Kirche 
und in der Evangelisch-altreformierten Kirche 
ist das Evangelische Gesangbuch (EG) in 
Gebrauch. 
 

§ 3 
Beteiligung an Synoden 

 
     Die Vereinbarung über die gegenseitige 
Beteiligung an Synoden zwischen der Evange-
lisch-altreformierten Kirche in Niedersachsen 
und der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) vom 4. 
Juni 1991 in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt. 
 

§ 4 
Beteiligung an Ausschüssen 

 
     (1) Soweit in den jeweiligen Kirchen Aus-
schüsse für bestimmte Arbeitsgebiete oder 
Fragestellungen eingerichtet sind oder wer-
den, können die Ausschüsse durch Be-
schluss - im Einvernehmen mit dem Moder-
amen der Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche bzw. dem Moderamen der 
Synode der Evangelisch-altreformierten 
Kirche - die Mitarbeit eines Vertreters/einer 
Vertreterin der jeweils anderen Kirche zulas-
sen.  
 
     (2) Dies gilt nicht für Ausschüsse, die ganz 
oder teilweise durch die Gesamtsynode der 
Evangelisch-reformierten Kirche bzw. durch 
die Synode der Evangelisch-altreformierten 
Kirche berufen und zusammengesetzt werden. 
Bei diesen Ausschüssen entscheidet die 
Gesamtsynode bzw. die Synode über die 
Teilnahme eines Vertreters/einer Vertreterin 
der jeweils anderen Kirche. Die Vertreter/
Vertreterinnen der jeweils anderen Kirche 
haben kein Stimmrecht. 
 
     (3) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
kann im Sinne des Absatzes 2 einen Vertreter/
eine Vertreterin in den Rechtsauschuss der 
Evangelisch-reformierten Kirche entsenden. 
 

§ 5 
Ausbildung von Theologinnen und Theologen 
 
     (1) Glieder der Evangelisch-altreformierten 
Kirche können auf eigenen Antrag in die Liste 
der Theologiestudierenden der Evangelisch-
reformierten Kirche mit Gaststatus aufgenom-
men werden. Die während des Studiums bis 
zum ersten theologischen Examen entstehen-
den Kosten für Ausbildungsmaßnahmen wie 
beispielsweise Tagungen, Seminare und 
Gemeindepraktika trägt die Evangelisch-
altreformierte Kirche. 
 
     (2) Für Theologiestudierende mit Gaststa-
tus gilt die Pfarrerausbildungsordnung der 
Evangelisch-reformierten Kirche. 
 
     (3) Theologiestudierende mit Gaststatus 
müssen Glied der Evangelisch-reformierten 
Kirche sein, um zum ersten theologischen 
Examen zugelassen zu werden. Sie können in 
den Vorbereitungsdienst übernommen wer-
den. 
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     (4) Theologiestudierende mit Gaststatus, 
die Glied der Evangelisch-altreformierten 
Kirche bleiben, werden nur gegen Erstattung 
der Kosten zum ersten theologischen Examen 
zugelassen. Sie werden nicht in den Vorberei-
tungsdienst der Evangelisch-reformierten 
Kirche übernommen. 
 

§ 6 
Kirchenmusikalische Zusammenarbeit 

 
     Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
beteiligt sich an der Finanzierung der Stelle 
des Landesposaunenwartes/der Landespo-
saunenwartin und kann dessen/deren Dienst 
für die Bläserarbeit in ihren Gemeinden in 
entsprechendem Umfang in Anspruch neh-
men. Die Einzelheiten sind in einer zwischen-
kirchlichen Vereinbarung zu regeln. 
 

§ 7 
Ausschreibung vakanter Pfarrstellen 

 
     Die Evangelisch-altreformierte Kirche ist 
befugt, die Ausschreibung vakanter Pfarrstel-
len im Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Evangelisch-reformierten Kirche in gleicher 
Weise vorzunehmen, wie sie für die Beset-
zung vakanter Pfarrstellen in der Evangelisch-
reformierten Kirche üblich ist. 
 

§ 8 
Rechtliche Zusammenarbeit 

 
     (1) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
kann Amts- und Verwaltungshilfe des Kirchen-
amtes der Evangelisch-reformierten Kirche 
und des Diakonischen Werkes der Evange-
lisch-reformierten Kirche wie eine Gemeinde 
der Evangelisch-reformierten Kirche in An-
spruch nehmen.  
 
     (2) In personalwirtschaftlichen Angelegen-
heiten kann Verwaltungshilfe nur insoweit in 
Anspruch genommen werden, wie die Evan-
gelisch-altreformierte Kirche das in der Evan-
gelisch-reformierten Kirche geltende Arbeits-
recht anwendet und die Kosten, wie sie Ge-
meinden der Evangelisch-reformierten Kirche 
für derartige Dienstleistungen entrichten, 
erstattet.  
 
     (3) Im Bereich des Meldewesens kann 
Verwaltungshilfe solange nicht in Anspruch 
genommen werden, wie die Evangelisch-
altreformierte Kirche keine Kirchensteuern 
durch die staatlichen Finanzämter erhebt. 
 
     (4) Für den Übertritt von Gemeindegliedern 
der einen in die jeweils andere Kirche gilt die 
Übertrittsvereinbarung zwischen der Evange-

lisch-altreformierten Kirche in Niedersachsen 
und der Evangelisch-reformierten Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen in 
Bayern und Nordwestdeutschland) vom 20. 
November 1990 in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
     (5) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
stellt die Evangelisch-reformierte Kirche von 
allen Ansprüchen frei, auch solchen aus 
Schadenersatzforderungen, die aus der 
Erbringung von Amts- und Verwaltungshilfe 
gegen die Evangelisch-reformierte Kirche 
gerichtet werden, soweit keine grobe Fahrläs-
sigkeit vorliegt. 
 
     (6) In streitbefangenen Fällen, in denen die 
Evangelisch-reformierte Kirche Amts- oder 
Verwaltungshilfe geleistet hat, ist ausschließ-
lich die Evangelisch-altreformierte Kirche 
Prozessbeteiligte.  
 
     (7) Das in der Evangelisch-reformierten 
Kirche jeweils geltende Recht des Datenschut-
zes gilt unmittelbar auch in der Evangelisch-
altreformierten Kirche. Der/Die von der Ge-
samtsynode gewählte Beauftragte für den 
Datenschutz im Bereich der Evangelisch-
reformierten Kirche ist mit gleichen Aufgaben 
und Befugnissen als Beauftragter/Beauftragte 
für den Datenschutz im Bereich der Evange-
lisch-altreformierten Kirche tätig. Die ihm/ihr 
durch die Tätigkeit für die Evangelisch-
altreformierten Kirche entstehenden Reisekos-
ten und sonstigen Auslagen werden ihm/ihr 
von der Evangelisch-altreformierten Kirche 
nach den für die Evangelisch-reformierte 
Kirche geltenden Bestimmungen erstattet. 
 

§ 9 
Regelung finanzieller Belange 

 
     (1) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
beteiligt sich an den finanziellen Lasten der 
Evangelisch-reformierten Kirche, indem sie 
den durch ihre Inanspruchnahme entstande-
nen Aufwand erstattet. Hierfür entrichtet die 
Evangelisch-altreformierte Kirche einen jährli-
chen Pauschalbetrag in Höhe von zwei Euro 
pro Gemeindeglied. Dieser Pauschalbetrag 
bedarf in Abständen von fünf zu fünf Jahren, 
erstmalig im Jahr 2012 einer Überprüfung. Die 
Evangelisch-altreformierte Kirche teilt dem 
Kirchenamt jeweils die Gesamtgemeindeglie-
derzahl per 31.12. des Vorjahres bis zum 30. 
März des folgenden Jahres mit. 
 
     (2) Sollte die Evangelisch-altreformierte 
Kirche unverschuldet mehr als ein Jahr nicht 
in der Lage sein, den Pauschalbeitrag zu 
erbringen, verpflichten sich beide Seiten zur 
Aufnahme geschwisterlicher Verhandlungen. 
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     (3) Jede Kirche trägt alle Kosten und 
Aufwendungen selbst, die Vertretern/
Vertreterinnen ihrer Kirche durch die Teilnah-
me und Mitarbeit in Organen, Ausschüssen 
und Gremien der jeweils anderen Kirche 
entstanden sind.  
 
     (4) Die Evangelisch-altreformierte Kirche 
entscheidet auf Grund des bei ihr geltenden 
Rechtes, ob und in welcher Weise Reisen von 
Vertretern/Vertreterinnen ihrer Kirche zu 
Sitzungen der Evangelisch-reformierten Kirche 
Dienstreisen sind und ggf. Dienstunfallfürsor-
ge zu leisten ist. 
 

§ 10 
Beginn, Beendigung und Änderung des Ver-

trages 
 
     (1) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2007 in 
Kraft und wird auf unbefristete Zeit geschlos-
sen. 
 
     (2) Dieser Vertrag kann von jeder der 
vertragschließenden Kirchen durch einge-
schriebenen Brief mit einer Frist von zwölf 
Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
gekündigt werden. 
 
     (3) Jede Änderung dieses Vertrages bedarf 
übereinstimmender Beschlüsse der Gesamt-
synode der Evangelisch-reformierten Kirche 
und der Synode der Evangelisch-
altreformierten Kirche. 
 
     (4) Dieser Vertrag wird in den Verkün-
dungsblättern der vertragschließenden Kir-
chen bekannt gemacht. 
 
     N o r d h o r n / F r e n s w e g e n, den 13. 
Dezember 2006 
 

Evangelisch-reformierte Kirche 
(Synode evangelisch-reformierter Kirchen 

in Bayern und Niedersachsen) 
 
 

Jann S c h m i d t 
 

Roland T r o m p e t e r 
 

Bernd R o t e r s 
 

Evangelisch-altreformierte Kirche in  
Niedersachsen 

 
Fritz B a a r l i n k 

 
Habbo H e i k e n s 

 
Sophie A l s m e i e r 

Beschluss 
vom 23. November 2006 

zur Änderung des Beschlusses 
über die Errichtung 

einer (gesamtkirchlichen) Pfarrstelle 
für einen Beauftragten oder  

eine Beauftragte 
für die Frauenarbeit 

in der Fassung vom 04. November 1994 
 

     Die Gesamtsynode hat den folgenden 
Beschluss gefasst, der hiermit verkündet wird:  
 
     Der Beschluss der Gesamtsynode über die 
Errichtung einer (gesamtkirchlichen)  Pfarrstel-
le für einen Beauftragten oder eine Beauftrag-
te für die Frauenarbeit (Gesetz- und Verord-
nungsbl. Bd. 16 S. 107)  in der Fassung des 
Änderungsbeschlusses vom 04. November 
1994 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 16 S. 
223)  wird wie folgt geändert:  
 

Artikel I  
 
1.) § 1 wird wie folgt geändert: 
 

In § 1 Satz 1 wird hinter dem Wort „wird“ 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt 
und die Worte „Wiederberufung ist zuläs-
sig“ gestrichen. 

 
2.) Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 

„Eine Wiederberufung für einen Zeitraum 
von jeweils bis zu 6 Jahren ist zulässig.“ 

 
3.) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 
 

Artikel II  
 
     Dieser Beschluss tritt mit seiner Verkün-
dung in Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 

Beschluss 
vom 24. November 2006 

betr. Errichtung von Pfarrstellen für  
besondere Beschäftigungsverhältnisse 

(beamtete Verfügungspfarrstellen) 
 
 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) hat beschlossen: 
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§ 1  
 
     Auf der Grundlage des Kirchengesetzes 
vom 11. Februar 1986 zur Regelung der 
Rechtsstellung der Pfarrer und Pfarrerinnen 
der Evangelisch-reformierten Kirche (Synode 
evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern 
und Nordwestdeutschland) (Pfarrer-
dienstgesetz) in der jeweils geltenden Fas-
sung werden im Rahmen des Haushaltsplanes 
nach Maßgabe des Stellenplanes sieben 
beamtete gesamtkirchliche Pfarrstellen 
(Verfügungspfarrstellen) errichtet. 
 

§ 2  
 
     (1) Die Besetzung der Pfarrstellen und die 
Bestimmung des Dienstsitzes erfolgen durch 
Beschluss des Moderamens der Gesamtsyno-
de. 
 
     (2) Pfarrstellen im Sinne dieses Beschlus-
ses dürfen nur mit einem Pfarrer oder einer 
Pfarrerin besetzt werden, der oder die sich 
bereits in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis zur Evangelisch-reformierten Kirche 
befindet. 
 
     (3) Wird durch die Pfarrstellenbesetzung 
eine andere Pfarrstelle frei, so kann diese 
ihrerseits nur mit einem Pfarrer oder einer 
Pfarrerin besetzt werden, der oder die bereits 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
zur Evangelisch-reformierten Kirche steht. Im 
Übrigen gelten die Grundsätze zur Neuord-
nung der pastoralen Versorgung der Gemein-
den. 
 

§ 3 
 
     Das Moderamen der Gesamtsynode 
unterrichtet die Gesamtsynode in jeder Syn-
odaltagung über die Besetzung der Pfarrstel-
len im Sinne dieser Bedingungen. 
 

§ 4  
 
     Der Beschluss betr. die Errichtung von 
gesamtkirchlichen Pfarrstellen vom 7. Februar 
1956 (Gesetz- und Verordnungsbl. Bd. 13 S. 
152) und der Beschluss über die Errichtung 
einer landeskirchlichen Pfarrstelle vom 11. 
Oktober 1961 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
Bd. 13 S. 200) werden aufgehoben. 
 

§ 5 
 
Dieser Beschluss tritt am 01.01.2007 in Kraft. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode  
 

D u i n 

Beschluss 
der Gesamtsynode 

betr. Einführung der Trauagende 
der Union Evangelischer Kirchen (UEK) 

in der Evangelischen Kirche 
in Deutschland 

vom 23. November 2006 
 
     Die Gesamtsynode hat gemäß § 69 Abs. 1 
Nr. 6 der Kirchenverfassung die von der 
Vollversammlung der Union Evangelischer 
Kirchen in der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (UEK) beschlossene Trauagende 
zum Gebrauch empfohlen und freigegeben. 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 

D u i n 
 
 

Entschließung 
der Gesamtsynode  

betr. Sonn– und Feiertagsschutz 
vom 23. November 2006 

 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) hat beschlossen: 
 
     „Die aktuelle politische Diskussion um 
verkaufsoffene Sonntage erfüllt die Gesamtsy-
node der Evangelisch-reformierten Kirche mit 
tiefer Sorge. Sie sieht einen Widerspruch zur 
Wertschätzung der Familie, wie sie von poli-
tisch Verantwortlichen öffentlich beschworen 
wird. Es droht eine Demontage des arbeitsfrei-
en Sonntags. Er ist eine herausragende 
Möglichkeit, die der Familie noch bleibt, um 
sich über einen längeren Zeitraum zusammen-
zufinden.  
 
     Die Heiligung des Sonntags ist für uns ein 
Gebot Gottes. Darum ist der Sonntag  als Tag 
des Gottesdienstes, der Besinnung und der 
Muße zu erhalten. Der Sonntag befreit den 
Menschen vom Leistungszwang und schützt 
so die Würde des Menschen. Der Sonntag 
muss als Freiraum für Menschen erhalten 
bleiben, denn ohne Sonntage gibt es nur noch 
Werktage. 
 
     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche ruft die Verantwortlichen in 
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft auf, sich 
nicht einseitig von wirtschaftlichen Interessen 
und Verlockungen leiten zu lassen; der Sonn-
tag darf nicht zur volkswirtschaftlichen Manöv-
riermasse verkommen.  
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     Die Gesamtsynode der Evangelisch-
reformierten Kirche fordert die Landtage, die 
Landesregierungen und die Kommunen auf, 
die im Grundgesetz verankerte Sonntagsruhe 
zu erhalten, wo es in Artikel 140 heißt: „Der 
Sonntag und die staatlich anerkannten Feier-
tage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der 
seelischen Erhebung gesetzlich geschützt.“ 
 
 
     L e e r, den 12. Dezember 2006 
 
 

Der Präses der Gesamtsynode 
 
 

D u i n 
 
 
 
 

Zur Besetzung freigegebene Stellen 
 
 
 
 
     Die vakante Pfarrstelle der Evangelisch-
reformierten     Kirchengemeinde       V e l d - 
h a u s e n wird mit einer Auflage von zwei 
Wochenstunden Religion zur Wiederbeset-
zung freigegeben.  
 
 
     Die Freigabe erfolgt mit der Maßgabe, 
dass nur Stelleninhaberinnen oder Stellenin-
haber der Evangelisch-reformierten Kirche auf 
den Wahlaufsatz genommen werden können 
und der Stelleninhaber oder die Stelleninhabe-
rin im Falle einer veränderten parochialen 
Zuordnung andere, gegebenenfalls auch 
zusätzliche Aufgaben zu übernehmen hat. 
 
 
     Bewerber und Bewerberinnen können ihre 
Gesuche innerhalb von 14 Tagen vom Er-
scheinen dieses Blattes ab beim Kirchenpräsi-
denten einreichen, sofern sie nicht unmittelbar 
mit dem Kirchenrat in Verbindung treten 
wollen.  
 
 
 
     In der E v a n g e l i s c h - r e f o r m i e r - 
t e n  K i r c h e (Synode evangelisch-
reformierter Kirchen in Bayern und Nordwest-
deutschland) ist die Stelle eines / einer 
 

„Pastors / Pastorin im Kirchenamt“  
 

zu besetzen. 

     Folgende Arbeitsbereiche sind für diese 
Pfarrstelle vorgesehen: 
 

−   Aus- Fort- und Weiterbildung und Prü-
fungsamt 

 

−   Begleitung und Geschäftsführung von 
Ausschüssen 

 

−   Begleitung der Schulpastorinnen  und –
pastoren sowie der katechetischen Lehr-
kräfte 

 

−   Kirchenmusik und Erwachsenenbildung 
 

−   Außenvertretung in Gremien der EKD und 
der Konföderation evangelischer Kirchen in 
Niedersachsen  

 

     Der Dienstsitz des Pastors / der Pastorin 
im Kirchenamt ist Leer. Weitere Einzelheiten 
regelt eine Dienstanweisung. 
 

     Die Ausschreibung ist beschränkt auf 
Stelleninhaberinnen und Stelleninhaber der 
Evangelisch-reformierten Kirche. 
 

     Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen 
können innerhalb von 14 Tagen vom Erschei-
nen dieses Blattes ab beim Moderamen der 
Gesamtsynode, Saarstraße 6, 26789 Leer, 
eingereicht werden. 
 
 
 

Personalnachrichten 
 
 
 
     In der Evangelisch-reformierten Kirchenge-
meinde E m d e n wurde ordiniert: 
 

          Pastorin  
          Claudia K u r r e l v i n k  
          am 10. September  
          in Emden 
 

     Ordiniert und zum ehrenamtlichen Äl-
testenprediger in der Evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinde B r e m e r h a v e n wurde 
berufen: 
 

          Thomas B u r h o p 
          am 8. Oktober 2006 
          in Bremerhaven 
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Schließung des 18 Bandes 
des Gesetz– und Verordnungsblatts 
der Evangelisch-reformierten Kirche 

(Synode evangelisch-reformierter Kirchen  
in Bayern und Nordwestdeutschland) 

 
     Der 18. Band des Gesetz– und Verord-
nungsblatts der Evangelisch-reformierten 
Kirche (Synode evangelisch-reformierter 
Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) 

wird mit dieser Ausgabe (Nr. 23) geschlossen. 
Das Inhaltsverzeichnis wird den Gesetzblatt-
beziehern demnächst gesondert zugehen.  
 
     L e e r, den 15. Januar 2007 
 

Das Moderamen der Gesamtsynode  
 

S c h m i d t 

Herausgeber: Evangelisch-reformierte Kirche (Synode evangelisch-reformierter Kirchen in Bayern und Nordwestdeutschland) 




